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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 
Änderung des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 

§ 91. Der Beamte, der schuldhaft seine Dienstpflichten verletzt, ist nach 
diesem Abschnitt zur Verantwortung zu ziehen. 

§ 91. (1) Der Beamte, der schuldhaft seine Dienstpflichten verletzt, ist nach 
diesem Abschnitt zur Verantwortung zu ziehen. 

 (2) In Disziplinarverfahren betreffend Soldatinnen und Soldaten, die dem 
Bundesheer auf Grund eines Dienstverhältnisses angehören, und 
Berufssoldatinnen und Berufssoldaten des Ruhestandes hat die 
Bundesdisziplinarbehörde die Bestimmungen des Heeresdisziplinargesetzes 2014 
– HDG 2014, BGBl. I Nr. 2/2014, anzuwenden. 

§ 92. (1) Disziplinarstrafen sind § 92. (1) Disziplinarstrafen sind 
 1. …  1. … 
 2. die Geldbuße bis zur Höhe eines halben Monatsbezuges,  2. die Geldbuße bis zur Höhe eines Monatsbezugs, 
 3. die Geldstrafe in der Höhe von einem Monatsbezug bis zu fünf 

Monatsbezügen, 
 3. die Geldstrafe in der Höhe von mehr als einem Monatsbezug bis zu fünf 

Monatsbezügen, 
 4. …  4. … 

(2) In den Fällen des Abs. 1 Z 2 und 3 ist von dem Monatsbezug auszugehen, 
der dem Beamten auf Grund seiner besoldungsrechtlichen Stellung im Zeitpunkt 
der Fällung des erstinstanzlichen Disziplinarerkenntnisses beziehungsweise im 
Zeitpunkt der Verhängung der Disziplinarverfügung gebührt. Allfällige 
Kürzungen des Monatsbezuges sind bei der Strafbemessung nicht zu 
berücksichtigen. 

(2) In den Fällen des Abs. 1 Z 2 und 3 ist von dem Monatsbezug 
auszugehen, der dem Beamten auf Grund seiner besoldungsrechtlichen Stellung 
im Zeitpunkt der Fällung des Disziplinarerkenntnisses der 
Bundesdisziplinarbehörde beziehungsweise im Zeitpunkt der Verhängung der 
Disziplinarverfügung gebührt. Allfällige Kürzungen des Monatsbezuges sind bei 
der Strafbemessung nicht zu berücksichtigen. 

§ 94. (1) Der Beamte darf wegen einer Dienstpflichtverletzung nicht mehr 
bestraft werden, wenn gegen ihn nicht 

§ 94. (1) Der Beamte darf wegen einer Dienstpflichtverletzung nicht mehr 
bestraft werden, wenn gegen ihn nicht 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
eine Disziplinarverfügung erlassen oder ein Disziplinarverfahren vor der 
Disziplinarkommission eingeleitet wurde. Sind von der Dienstbehörde vor 
Einleitung des Disziplinarverfahrens im Auftrag der Disziplinarkommission 
notwendige Ermittlungen durchzuführen (§ 123 Abs. 1 zweiter Satz), verlängert 
sich die unter Z 1 genannte Frist um sechs Monate. 

eine Disziplinarverfügung erlassen oder ein Disziplinarverfahren vor der 
Disziplinarkommission eingeleitet wurde. Sind von der Dienstbehörde vor 
Einleitung des Disziplinarverfahrens im Auftrag der Bundesdisziplinarbehörde 
notwendige Ermittlungen durchzuführen (§ 123 Abs. 1 zweiter Satz), verlängert 
sich die unter Z 1 genannte Frist um sechs Monate. 
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(1a) … (1a) … 
(2) Der Lauf der in Abs. 1 und 1a genannten Fristen wird - sofern der der 

Dienstpflichtverletzung zugrundeliegende Sachverhalt Gegenstand der Anzeige 
oder eines der folgenden Verfahren ist - gehemmt 

(2) Der Lauf der in Abs. 1 und 1a genannten Fristen wird - sofern der der 
Dienstpflichtverletzung zugrundeliegende Sachverhalt Gegenstand der Anzeige 
oder eines der folgenden Verfahren ist - gehemmt 

 1. …  1. … 
 2a. für die Dauer eines Verfahrens vor einem Verwaltungsgericht über 

Beschwerden von Personen, die behaupten, durch die Ausübung 
unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder 
auf andere Weise in ihren Rechten verletzt worden zu sein, 

 2. für die Dauer eines Verfahrens vor einem Verwaltungsgericht über 
Beschwerden von Personen, die behaupten, durch die Ausübung 
unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder 
auf andere Weise in ihren Rechten verletzt worden zu sein, 

 3. bis 5. …  3. bis 5. … 
(3) Der Lauf der in Abs. 1 und 1a genannten Fristen wird weiters gehemmt in 

den Fällen des § 28 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes (PVG), BGBl. 
Nr. 133/1967, 

(3) Der Lauf der in Abs. 1 und 1a genannten Fristen wird weiters gehemmt 
in den Fällen des § 28 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes (PVG), BGBl. 
Nr. 133/1967, 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
Im Verfahren vor der Disziplinarkommission im PTA-Bereich und in der Post- 
und Fernmeldehoheitsverwaltung ist Z 1 anzuwenden. 

Im Verfahren vor der Bundesdisziplinarbehörde im PTA-Bereich und in der Post- 
und Fernmeldehoheitsverwaltung ist Z 1 anzuwenden. 

(4) … (4) … 
§ 95. (1) … § 95. (1) … 
(2) Die Disziplinarbehörde ist an die dem Spruch eines rechtskräftigen Urteils 

zugrunde gelegte Tatsachenfeststellung eines Strafgerichtes (Straferkenntnis eines 
Verwaltungsgerichts oder eines unabhängigen Verwaltungssenates) gebunden. Sie 
darf auch nicht eine Tatsache als erwiesen annehmen, die das Gericht (das 
Verwaltungsgericht oder der unabhängige Verwaltungssenat) als nicht erweisbar 
angenommen hat. 

(2) Die Disziplinarbehörde ist an die dem Spruch eines rechtskräftigen 
Urteils zugrunde gelegte Tatsachenfeststellung eines Strafgerichtes 
(Straferkenntnis eines Verwaltungsgerichts) gebunden. Sie darf auch nicht eine 
Tatsache als erwiesen annehmen, die das Gericht (das Verwaltungsgericht) als 
nicht erweisbar angenommen hat. 

2. Unterabschnitt 
Organisatorische Bestimmungen 

Disziplinarbehörden 

2. Unterabschnitt 
Organisatorische Bestimmungen 

Disziplinarbehörden 
§ 96. Disziplinarbehörden sind § 96. Disziplinarbehörden sind 

 1. …  1. … 
 2. die Disziplinarkommissionen.  2. die Bundesdisziplinarbehörde. 
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Zuständigkeit Zuständigkeit 

§ 97. Zuständig sind § 97. Zuständig sind 
 1. die Dienstbehörde zur vorläufigen Suspendierung und zur Erlassung von 

Disziplinarverfügungen hinsichtlich der Beamten ihres 
Zuständigkeitsbereiches und 

 1. die Dienstbehörde zur vorläufigen Suspendierung und zur Erlassung von 
Disziplinarverfügungen hinsichtlich der Beamtinnen und Beamten ihres 
Zuständigkeitsbereiches und 

 2. die Disziplinarkommission zur Erlassung von Disziplinarerkenntnissen 
und zur Entscheidung über Suspendierungen hinsichtlich der Beamten des 
Ressorts, in dem sie eingerichtet ist. 

 2. die Bundesdisziplinarbehörde zur Erlassung von 
Disziplinarerkenntnissen und zur Entscheidung über Suspendierungen 
hinsichtlich aller Beamtinnen und Beamten des Bundes. 

Disziplinarkommissionen Bundesdisziplinarbehörde 
§ 98. (1) Bei jeder obersten Dienstbehörde ist eine Disziplinarkommission 

einzurichten. 
§ 98. (1) Die Bundesdisziplinarbehörde ist beim Bundesministerium für 

öffentlichen Dienst und Sport eingerichtet. Die Errichtung von Außenstellen 
außerhalb von Wien ist zulässig. 

(2) Sie besteht aus der Leiterin oder dem Leiter und weiteren 
hauptberuflichen Mitgliedern sowie nebenberuflichen Mitgliedern als 
Vertreterinnen oder Vertreter des Dienstgebers und Vertreterinnen oder Vertreter 
der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer. 

(2) Die Disziplinarkommission besteht aus dem Vorsitzenden, den 
erforderlichen Stellvertretern und weiteren Mitgliedern. Der Vorsitzende und die 
Stellvertreter müssen rechtskundig sein. 

 

(3) Die Mitglieder der Disziplinarkommissionen sind mit Wirkung vom 
1. Jänner auf die Dauer von fünf Jahren zu bestellen, wobei die oder der 
Vorsitzende, ihre oder seine Stellvertreterin oder ihr oder sein Stellvertreter und 
die Hälfte der weiteren Mitglieder der Disziplinarkommission von der Leiterin 
oder vom Leiter der Zentralstelle und die zweite Hälfte der weiteren Mitglieder 
von dem (den) zuständigen Zentralausschuss (Zentralausschüssen) zu bestellen 
sind. 

 

(4) Bestellt der Zentralausschuß innerhalb eines Monats nach Aufforderung 
durch den Leiter der Zentralstelle keine oder zu wenige Mitglieder für die 
Disziplinarkommission, so hat der Leiter der Zentralstelle die erforderlichen 
Mitglieder selbst zu bestellen. 

 

(5) Stehen dem Leiter der Zentralstelle oder dem zuständigen 
Zentralausschuss zu wenige geeignete Beamte seines Ressorts für die Bestellung 
zu Kommissionsmitgliedern zur Verfügung, können geeignete Beamte eines 
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anderen Ressorts bestellt werden. Vor der Bestellung von Beamten anderer 
Ressorts ist das Einvernehmen mit den Leitern, im Falle des Abs. 3 letzter Satz mit 
den Zentralausschüssen, der betreffenden Ressorts schriftlich herzustellen. 

Mitgliedschaft zu den Disziplinarkommissionen Hauptberufliche Mitgliedschaft zur Bundesdisziplinarbehörde 
§ 100. (1) Zu Mitgliedern der Disziplinarkommissionen dürfen nur Beamte 

des Dienststandes bestellt werden, gegen die kein Disziplinarverfahren anhängig 
ist. 

§ 99. (1) Zur Leiterin oder zum Leiter und zu weiteren hauptberuflichen 
Mitgliedern der Bundesdisziplinarbehörde dürfen nur Beamtinnen oder Beamte 
des Dienststandes bestellt werden. Gegen diese darf kein Disziplinarverfahren 
anhängig oder eine Disziplinarstrafe rechtskräftig verhängt worden sein. 

(2) Der Beamte hat der Bestellung zum Mitglied einer Disziplinarkommission 
Folge zu leisten. 

(2) Die hauptberuflichen Mitglieder sind von der Bundespräsidentin oder 
vom Bundespräsidenten auf Vorschlag der Bundesregierung zu bestellen. Sie 
müssen rechtskundig sein und über besondere Kenntnisse auf dem Gebiet des 
Disziplinarrechts verfügen. Vor der Bestellung der Leiterin oder des Leiters der 
Bundesdisziplinarbehörde oder eines weiteren hauptberuflichen Mitglieds hat ein 
Ausschreibungsverfahren nach den Abschnitten I bis VI des AusG stattzufinden. 

(3) Die Mitgliedschaft zu den Disziplinarkommissionen ruht vom Zeitpunkt 
der Einleitung eines Disziplinarverfahrens bis zu dessen rechtskräftigem 
Abschluß, während der Zeit der (vorläufigen) Suspendierung, der 
Außerdienststellung, der Erteilung eines Urlaubes von mehr als drei Monaten und 
der Leistung des Präsenz- oder Ausbildungs- oder Zivildienstes. 

(3) Die hauptberufliche Mitgliedschaft zur Bundesdisziplinarbehörde ruht 
vom Zeitpunkt der Einleitung eines Disziplinarverfahrens bis zu dessen 
rechtskräftigem Abschluss, während der Zeit der Außerdienststellung, des 
Antritts eines Urlaubes oder einer Karenz in der Dauer von jeweils mehr als drei 
Monaten, bei einer Dienstzuteilung zu einer Dienststelle eines anderen Ressorts 
oder der Leistung des Präsenz-, Ausbildungs- oder Zivildienstes. 

(4) Die Mitgliedschaft zu den Disziplinarkommissionen endet mit dem 
Ablauf der Bestellungsdauer, mit der rechtskräftigen Verhängung einer 
Disziplinarstrafe, mit der Versetzung ins Ausland sowie mit dem Ausscheiden aus 
dem Dienststand oder aus dem Personalstand des Ressorts. 

 

(5) Die oberste Dienstbehörde hat ein Mitglied der Disziplinarkommission 
abzuberufen, wenn es 

(4) Die Bundespräsidentin oder der Bundespräsident hat auf Vorschlag der 
Bundesregierung ein hauptberufliches Mitglied der Bundesdisziplinarbehörde 
seiner Funktion zu entheben, wenn es 

 1. aufgrund seiner gesundheitlichen Verfassung die mit seiner Funktion 
verbundenen Aufgaben dauernd nicht mehr erfüllen kann oder 

 1. über es eine rechtskräftige Disziplinarstrafe verhängt wird oder 
 

 2. die mit seiner Funktion verbundenen Pflichten grob verletzt oder dauernd 
vernachlässigt hat. 

 2. es die ihm aufgrund dieses Bundesgesetzes obliegenden Amtspflichten 
grob verletzt oder dauernd vernachlässigt hat. 

(6) Im Bedarfsfalle sind die Kommissionen durch Neubestellung von 
Kommissionsmitgliedern für den Rest der Funktionsdauer zu ergänzen. 
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 Nebenberufliche Mitgliedschaft zur Bundesdisziplinarbehörde 

§ 100. (1) Die nebenberuflichen Mitglieder sind von der Bundesministerin 
oder vom Bundesminister für öffentlichen Dienst und Sport auf die Dauer von 
fünf Jahren zu bestellen, wobei Weiterbestellungen zulässig sind. 

(2) Die Hälfte der nebenberuflichen Mitglieder sind von den Leiterinnen 
oder Leitern der jeweiligen Zentralstellen und die andere Hälfte von den jeweils 
zuständigen Zentralausschüssen namhaft zu machen, um eine Besetzung gemäß 
§ 101 Abs. 2 und 3 zu gewährleisten. Macht ein Zentralausschuss nicht innerhalb 
von vier Wochen nach Aufforderung durch die Leiterin oder den Leiter der 
zuständigen Zentralstelle die erforderlichen Mitglieder namhaft, obliegt die 
Namhaftmachung der zuständigen Leiterin oder dem zuständigen Leiter der 
Zentralstelle. 

(3) Die nebenberuflichen Mitglieder der Bundesdisziplinarbehörde haben 
Beamtinnen oder Beamte des Dienststandes zu sein. Stehen zu wenige geeignete 
Beamtinnen oder Beamte zur Verfügung, können auch Bedienstete mit fundierten 
Kenntnissen im öffentlich-rechtlichen Dienstrecht namhaft gemacht und bestellt 
werden. Die nebenberuflichen Mitglieder haben ihrer Bestellung zum Mitglied 
Folge zu leisten. 

(4) Der Einwand der rechtswidrigen Zusammensetzung des Senats, in dem 
eine Bedienstete oder ein Bediensteter, die oder der nicht Beamtin oder Beamter 
ist, vorgesehen ist, obwohl ausreichend geeignete Beamtinnen oder Beamte zur 
Verfügung gestanden wären, kann nur bis zum Beginn der mündlichen 
Verhandlung geltend gemacht werden. 

(5) Die nebenberuflichen Mitglieder der Bundesdisziplinarbehörde haben 
Anspruch auf eine dem Zeit- und Arbeitsaufwand entsprechende Vergütung, die 
von der Bundesministerin oder vom Bundesminister für öffentlichen Dienst und 
Sport festzusetzen ist. 

(6) Die nebenberufliche Mitgliedschaft zur Bundesdisziplinarbehörde ruht 
vom Zeitpunkt der Einleitung eines Disziplinarverfahrens bis zu dessen 
rechtskräftigem Abschluss, während der Zeit einer (vorläufigen) Suspendierung, 
einer Außerdienststellung, eines Antritts eines Urlaubes oder einer Karenz in der 
Dauer von jeweils mehr als drei Monaten, der Dienstzuteilung zu einer 
Dienststelle eines anderen Ressorts oder der Leistung des Präsenz-, Ausbildungs- 
oder Zivildienstes. 
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(7) Die nebenberufliche Mitgliedschaft zur Bundesdisziplinarbehörde endet 

mit der rechtskräftigen Verhängung einer Disziplinarstrafe, mit der Versetzung 
ins Ausland, mit dem Ausscheiden aus dem Dienststand, dem Dienstverhältnis 
oder dem Personalstand des Ressorts oder mit dem Ablauf der Bestellungsdauer. 

(8) Die Bundesministerin oder der Bundesminister für öffentlichen Dienst 
und Sport hat ein nebenberufliches Mitglied der Bundesdisziplinarbehörde seiner 
Funktion zu entheben, wenn es 
 1. aufgrund seiner gesundheitlichen Verfassung die mit der 

Funktion verbundenen Aufgaben dauernd nicht mehr 
erfüllen kann oder 

 2. die mit der Funktion verbundenen Pflichten grob verletzt 
oder dauernd vernachlässigt hat. 

(9) Im Bedarfsfall ist die Bundesdisziplinarbehörde durch Neubestellung von 
nebenberuflichen Mitgliedern für den Rest der Bestellungsdauer zu ergänzen. 

Disziplinarsenate Disziplinarsenate 
§ 101. (1) Die Disziplinarkommissionen haben in Senaten zu entscheiden. 

Die Senate haben aus dem Vorsitzenden der Kommission oder einem seiner 
Stellvertreter als Senatsvorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern zu bestehen. 
Jedes Kommissionsmitglied darf mehreren Senaten angehören. 

§ 101. (1) Die Bundesdisziplinarbehörde hat in Senaten zu entscheiden. Die 
Senate haben aus einem rechtskundigen hauptberuflichen Mitglied der 
Bundesdisziplinarbehörde als Senatsvorsitzender oder Senatsvorsitzendem und 
zwei nebenberuflichen Mitgliedern zu bestehen. Jedes Mitglied der 
Bundesdisziplinarbehörde darf mehreren Senaten angehören, wobei auf 
nebenberufliche Mitglieder Abs. 2 und 3 anzuwenden sind. 

 (2) Ein nebenberufliches Mitglied des Senats muss von der Leiterin oder 
vom Leiter der zuständigen Zentralstelle der beschuldigten Beamtin oder des 
beschuldigten Beamten namhaft gemacht worden sein. 

(2) Ein Mitglied des Senates der Disziplinarkommission muß vom 
Zentralausschuß oder gemäß § 98 Abs. 4 bestellt worden sein. 

(3) Ein nebenberufliches Mitglied des Senats muss vom für die beschuldigte 
Beamtin oder vom für den beschuldigten Beamten zuständigen Zentralausschuss 
oder gemäß § 100 Abs. 2 zweiter Satz namhaft gemacht worden sein. 

(4) Der Vorsitzende jeder Kommission hat jeweils bis zum Jahresschluß für 
das folgende Kalenderjahr die Senate zu bilden und die Geschäfte unter diese zu 
verteilen. Gleichzeitig ist die Reihenfolge zu bestimmen, in der die weiteren 
Kommissionsmitglieder bei der Verhinderung eines Senatsmitgliedes als 
Ersatzmitglieder in die Senate eintreten. Die Zusammensetzung der Senate darf 
nur im Falle unbedingten Bedarfes abgeändert werden. 

(4) Die Leiterin oder der Leiter der Bundesdisziplinarbehörde hat jeweils bis 
Ende November für das folgende Jahr die Senate zu bilden und die Geschäfte 
unter diesen zu verteilen. Gleichzeitig ist die Reihenfolge zu bestimmen, in der 
die weiteren Mitglieder der Bundesdisziplinarbehörde bei der Verhinderung eines 
Senatsmitgliedes als Ersatzmitglieder in die Senate eintreten. Die 
Zusammensetzung der Senate darf nur im Falle unbedingten Bedarfes abgeändert 
werden. 
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(5) Die Geschäftseinteilung gemäß Abs. 4 ist mit dem Hinweis, dass sie von 

der oder von dem Vorsitzenden der Disziplinarkommission erlassen wurde, 
öffentlich, jedenfalls an der Amtstafel am Sitz der Disziplinarkommission, 
kundzumachen. 

(5) Die Geschäftseinteilung gemäß Abs. 4 ist mit dem Hinweis, dass sie von 
der Leiterin oder vom Leiter der Bundesdisziplinarbehörde erlassen wurde, 
öffentlich, jedenfalls an der Amtstafel am Sitz der Bundesdisziplinarbehörde, 
kundzumachen. Zusätzlich ist eine Veröffentlichung auf der Webseite des 
Bundesministeriums für öffentlichen Dienst und Sport im Internet zulässig. 

 (6) In Angelegenheiten, in denen das HDG 2014 zur Anwendung kommt, 
dürfen nur Offizierinnen und Offiziere in einem unbefristeten öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis zur oder zum Senatsvorsitzenden bestellt werden. 
Diese müssen über ausreichende Kenntnisse und Erfahrungen im militärischen 
Disziplinarwesen verfügen. Als weitere Mitglieder des Senats dürfen in 
Disziplinarverfahren gegen Offizierinnen und Offiziere nur Offizierinnen und 
Offiziere, in allen anderen Verfahren nur Unteroffizierinnen und Unteroffiziere 
tätig werden. Die Besetzung eines Senates wird von einer während des 
Disziplinarverfahrens eintretenden Änderung der Dienstgrade dieser Mitglieder 
nicht berührt. 

Abstimmung und Stellung der Mitglieder Abstimmung und Stellung der Mitglieder 
§ 102. (1) Der Senat hat mit Stimmenmehrheit zu entscheiden. Die 

Disziplinarstrafe der Entlassung darf im Verfahren vor der Disziplinarkommission 
nur einstimmig verhängt werden. Eine Stimmenthaltung ist unzulässig. Der 
Vorsitzende hat seine Stimme zuletzt abzugeben. 

§ 102. (1) Der Senat hat mit Stimmenmehrheit zu entscheiden. Die 
Disziplinarstrafe der Entlassung darf im Verfahren vor der 
Bundesdisziplinarbehörde nur einstimmig verhängt werden. Eine 
Stimmenthaltung ist unzulässig. Die oder der Senatsvorsitzende hat ihre oder 
seine Stimme zuletzt abzugeben. 

(1a) Im Verfahren vor der Disziplinarkommission kann der Vorsitzende die 
Beratung und Beschlussfassung über Anträge nach § 112 Abs. 4, über Kosten nach 
§ 117, über die Einleitung eines Disziplinarverfahrens nach § 123 und über 
Ratengesuche nach § 127 Abs. 2 durch Einholung der Zustimmung der anderen 
Senatsmitglieder im Umlaufweg ersetzen. Für Entscheidungen im Umlaufweg ist 
Stimmeneinhelligkeit sowie das Vorliegen eines begründeten Beschlussantrages 
des Vorsitzenden erforderlich. Die Zustimmung kann mündlich, telefonisch oder 
in jeder anderen technisch möglichen Weise erteilt werden. Eine nicht schriftlich 
erteilte Zustimmung ist in einem Aktenvermerk festzuhalten (§ 16 AVG). 

(2) Im Verfahren vor der Bundesdisziplinarbehörde kann die oder der 
Senatsvorsitzende die Beratung und Beschlussfassung über Anträge nach § 112 
Abs. 4, über Kosten nach § 117, über die Einleitung eines Disziplinarverfahrens 
nach § 123 und über Ratengesuche nach § 127 Abs. 2 durch Einholung der 
Zustimmung der anderen Senatsmitglieder im Umlaufweg ersetzen. Für 
Entscheidungen im Umlaufweg ist Stimmeneinhelligkeit sowie das Vorliegen 
eines begründeten Beschlussantrages der oder des Senatsvorsitzenden 
erforderlich. Die Zustimmung kann mündlich, telefonisch oder in jeder anderen 
technisch möglichen Weise erteilt werden. Eine nicht schriftlich erteilte 
Zustimmung ist in einem Aktenvermerk festzuhalten (§ 16 AVG). 

(2) Die Mitglieder der Disziplinarkommissionen sind in Ausübung dieses 
Amtes selbständig und unabhängig. Die oberste Dienstbehörde hat das Recht, sich 
über alle Gegenstände der Geschäftsführung der bei ihr eingerichteten 
Disziplinarkommission zu unterrichten. 

(3) Die Mitglieder der Bundesdisziplinarbehörde sind in Ausübung dieses 
Amtes selbständig und unabhängig. Die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für öffentlichen Dienst und Sport hat das Recht, sich über alle 
Gegenstände der Geschäftsführung der bei ihr oder ihm eingerichteten 
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Bundesdisziplinarbehörde zu unterrichten. Das jeweilige oberste Organ hat das 
Recht, sich über alle Gegenstände der Geschäftsführung der Disziplinarsenate, 
die Verfahren seiner Beamtinnen oder Beamte behandeln, zu unterrichten. 

Disziplinaranwalt Disziplinaranwältin und Disziplinaranwalt 
§ 103. (1) Zur Vertretung der dienstlichen Interessen im Disziplinarverfahren 

sind von den Leitern der Zentralstellen Disziplinaranwälte und die erforderliche 
Anzahl von Stellvertretern zu bestellen. 

§ 103. (1) Zur Vertretung der dienstlichen Interessen im 
Disziplinarverfahren sind von den Leiterinnen und Leitern der Zentralstellen 
geeignete Bedienstete zu Disziplinaranwältinnen und Disziplinaranwälten sowie 
die erforderliche Anzahl von Stellvertreterinnen und Stellvertretern auf die Dauer 
von fünf Jahren zu bestellen. Sie haben ihrer Bestellung Folge zu leisten. 

(2) Auf den Disziplinaranwalt ist § 100 sinngemäß anzuwenden. (2) Auf die Disziplinaranwältin oder den Disziplinaranwalt ist § 100 Abs. 5 
bis 9 sinngemäß anzuwenden, wobei die Enthebung durch die jeweiligen 
Leiterinnen und Leiter der Zentralstellen zu erfolgen hat. 

(3) Der Disziplinaranwalt hat rechtskundig zu sein. (3) Die Disziplinaranwältin oder der Disziplinaranwalt hat rechtskundig zu 
sein. 

(4) Der Disziplinaranwältin oder dem Disziplinaranwalt wird das Recht 
eingeräumt, 

(4) Der Disziplinaranwältin oder dem Disziplinaranwalt wird das Recht 
eingeräumt, 

 1. gegen Bescheide der Disziplinarkommission gemäß Art. 132 Abs. 5 B-
VG Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht und 

 1. gegen Bescheide der Bundesdisziplinarbehörde gemäß Art. 132 Abs. 4 
B-VG Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht und 

 2. …  2. … 
zu erheben. zu erheben. 

(5) Stehen dem Leiter der Zentralstelle zu wenige geeignete Bedienstete 
seines Ressorts für die Bestellung zum Disziplinaranwalt zur Verfügung, können 
geeignete Bedienstete eines anderen Ressorts bestellt werden, die in dieser 
Eigenschaft an seine Weisungen gebunden sind. Vor der Bestellung von 
Bediensteten anderer Ressorts ist das Einvernehmen mit den Leitern der 
betreffenden Ressorts schriftlich herzustellen. 

(5) Stehen der Leiterin oder dem Leiter der Zentralstelle zu wenige geeignete 
Bedienstete ihres oder seines Ressorts für die Bestellung zur Disziplinaranwältin 
oder zum Disziplinaranwalt zur Verfügung, können geeignete Bedienstete eines 
anderen Ressorts bestellt werden, die in dieser Eigenschaft an ihre oder seine 
Weisungen gebunden sind. Vor der Bestellung von Bediensteten anderer Ressorts 
ist das Einvernehmen mit den Leiterinnen oder Leitern der betreffenden Ressorts 
schriftlich herzustellen. 

Personal- und Sachaufwand Personal- und Sachaufwand 
§ 104. (1) Für die Sacherfordernisse der Kommission und für die Besorgung 

ihrer Kanzleigeschäfte haben die Zentralstellen aufzukommen, bei denen sie 
eingerichtet sind. 

§ 104. (1) Für die Sacherfordernisse der Bundesdisziplinarbehörde und für 
die Besorgung ihrer Kanzleigeschäfte hat das Bundesministerium für öffentlichen 
Dienst und Sport aufzukommen. 

(2) Der Leiter der Zentralstelle hat für die Verhandlungen vor der 
Disziplinarkommission geeignete Schriftführer beizustellen. 

(2) Die Bundesministerin oder der Bundesminister für öffentlichen Dienst 
und Sport hat für die Verhandlungen vor der Bundesdisziplinarbehörde geeignete 
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Schriftführerinnen und Schriftführer beizustellen. 

§ 110. (1) Auf Grund der Disziplinaranzeige oder des Berichtes des 
Dienstvorgesetzten hat die Dienstbehörde 

§ 110. (1) Auf Grund der Disziplinaranzeige oder des Berichtes der oder des 
Dienstvorgesetzten hat die Dienstbehörde 

 1. …  1. … 
 2. die Disziplinaranzeige an den Vorsitzenden der Disziplinarkommission 

und an den Disziplinaranwalt weiterzuleiten 
 2. die Disziplinaranzeige an die Leiterin oder den Leiter der 

Bundesdisziplinarbehörde und an die Disziplinaranwältin oder den 
Disziplinaranwalt weiterzuleiten 

(2) Die Dienstbehörde kann von der Erlassung einer Disziplinarverfügung 
oder der Weiterleitung der Disziplinaranzeige absehen, wenn das Verschulden 
geringfügig ist und die Folgen der Dienstpflichtverletzung unbedeutend sind. Auf 
Verlangen des Beamten ist dieser hievon formlos zu verständigen. 

(2) Die Dienstbehörde kann von der Erlassung einer Disziplinarverfügung 
oder der Weiterleitung der Disziplinaranzeige absehen, wenn das Verschulden 
geringfügig ist und die Folgen der Dienstpflichtverletzung unbedeutend sind. Auf 
Verlangen der Beamtin oder des Beamten ist diese oder dieser hievon formlos zu 
verständigen. 

§ 111. (1) Jeder Beamte hat das Recht, bei seiner Dienstbehörde schriftlich 
die Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen sich selbst zu beantragen. 

§ 111. (1) Jede Beamtin oder jeder Beamte hat das Recht, bei ihrer oder 
seiner Dienstbehörde schriftlich die Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen 
sich selbst zu beantragen. 

(2) Hat der Beamte die Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen sich 
selbst beantragt, so ist nach § 110 vorzugehen. Auf Verlangen des Beamten ist 
dieser Antrag unverzüglich dem Vorsitzenden der Disziplinarkommission und 
dem Disziplinaranwalt zu übermitteln. 

(2) Hat die Beamtin oder der Beamte die Einleitung eines 
Disziplinarverfahrens gegen sich selbst beantragt, so ist nach § 110 vorzugehen. 
Auf Verlangen der Beamtin oder des Beamten ist dieser Antrag unverzüglich der 
Leiterin oder dem Leiter der Bundesdisziplinarbehörde und der 
Disziplinaranwältin oder dem Disziplinaranwalt zu übermitteln. 

§ 112. (1) Die Dienstbehörde hat die vorläufige Suspendierung einer Beamtin 
oder eines Beamten zu verfügen, 

§ 112. (1) Die Dienstbehörde hat die vorläufige Suspendierung einer 
Beamtin oder eines Beamten zu verfügen, 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
Die Staatsanwaltschaft hat die zuständige Dienstbehörde umgehend vom 
Vorliegen einer rechtswirksamen Anklage gegen eine Beamtin oder einen 
Beamten wegen eines in § 20 Abs. 1 Z 3a angeführten Delikts zu verständigen. 

Im Falle eines Strafverfahrens gegen eine Beamtin oder einen Beamten hat das 
Strafgericht die zuständige Dienstbehörde zum frühestmöglichen Zeitpunkt über 
die Verhängung der Untersuchungshaft oder vom Vorliegen einer rechtskräftigen 
Anklage zu verständigen. 

(3) Jede vorläufige Suspendierung ist unverzüglich der 
Disziplinarkommission mitzuteilen, die über die Suspendierung innerhalb eines 
Monats zu entscheiden hat. Die vorläufige Suspendierung endet spätestens mit 
rechtskräftiger Entscheidung der Disziplinarkommission oder des 
Bundesverwaltungsgerichts über die Suspendierung. Ab dem Einlangen der 
Disziplinaranzeige bei der Disziplinarkommission hat diese bei Vorliegen der in 
Abs. 1 genannten Voraussetzungen die Suspendierung zu verfügen. 

(2) Jede vorläufige Suspendierung ist unverzüglich der 
Bundesdisziplinarbehörde mitzuteilen, die über die Suspendierung innerhalb 
eines Monats zu entscheiden hat. Die vorläufige Suspendierung endet spätestens 
mit rechtskräftiger Entscheidung der Bundesdisziplinarbehörde oder des 
Bundesverwaltungsgerichts über die Suspendierung. Ab dem Einlangen der 
Disziplinaranzeige bei der Bundesdisziplinarbehörde hat diese bei Vorliegen der 
in Abs. 1 genannten Voraussetzungen die Suspendierung zu verfügen. 
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(3a) Der Disziplinaranwältin oder dem Disziplinaranwalt steht gegen die 

Entscheidung der Disziplinarkommission, gemäß Abs. 3 keine Suspendierung zu 
verfügen, und gegen die Aufhebung einer Suspendierung durch die 
Disziplinarkommission das Recht der Beschwerde an das 
Bundesverwaltungsgericht zu. 

(3) Der Disziplinaranwältin oder dem Disziplinaranwalt steht gegen die 
Entscheidung der Bundesdisziplinarbehörde, gemäß Abs. 3 keine Suspendierung 
zu verfügen, und gegen die Aufhebung einer Suspendierung durch die 
Bundesdisziplinarbehörde das Recht der Beschwerde an das 
Bundesverwaltungsgericht zu. 

(4) Jede Suspendierung, auch eine vorläufige, hat die Kürzung des 
Monatsbezuges der Beamtin oder des Beamten auf zwei Drittel für die Dauer der 
Suspendierung zur Folge. Die Dienstbehörde, ab Einlangen der Disziplinaranzeige 
bei der Disziplinarkommission diese, hat auf Antrag der Beamtin oder des 
Beamten oder von Amts wegen die Kürzung zu vermindern oder aufzuheben, 
wenn und soweit das monatliche Gesamteinkommen der Beamtin oder des 
Beamten und ihrer oder seiner Familienangehörigen, für die sie oder er 
sorgepflichtig ist, die Höhe des Mindestsatzes im Sinne des § 26 Abs. 5 PG 1965 
nicht erreicht. 

(4) Jede Suspendierung, auch eine vorläufige, hat die Kürzung des 
Monatsbezuges der Beamtin oder des Beamten auf zwei Drittel für die Dauer der 
Suspendierung zur Folge. Die Dienstbehörde, ab Einlangen der 
Disziplinaranzeige bei der Bundesdisziplinarbehörde diese, hat auf Antrag der 
Beamtin oder des Beamten oder von Amts wegen die Kürzung zu vermindern 
oder aufzuheben, wenn und soweit das monatliche Gesamteinkommen der 
Beamtin oder des Beamten und ihrer oder seiner Familienangehörigen, für die sie 
oder er sorgepflichtig ist, die Höhe des Mindestsatzes im Sinne des § 26 Abs. 5 
PG 1965 nicht erreicht. 

(4a) Nimmt die Beamtin oder der Beamte während der Suspendierung eine 
erwerbsmäßige Nebenbeschäftigung auf oder weitet eine solche aus oder übt sie 
oder er während der Suspendierung eine unzulässige Nebenbeschäftigung aus, 
erhöht sich die Kürzung des Monatsbezugs gemäß Abs. 4 um jenen Teil, um den 
ihre oder seine Einkünfte aus dieser Nebenbeschäftigung ein Drittel ihres oder 
seines Monatsbezugs übersteigen. Zu diesem Zweck hat die Beamtin oder der 
Beamte unverzüglich ihre oder seine Einkünfte aus dieser Nebenbeschäftigung 
bekannt zu geben. Kommt sie oder er dieser Pflicht nicht nach, so gilt der ihrer 
oder seiner besoldungsrechtlichen Stellung entsprechende Monatsbezug als 
monatliches Einkommen aus der Nebenbeschäftigung. 

(5) Nimmt die Beamtin oder der Beamte während der Suspendierung eine 
erwerbsmäßige Nebenbeschäftigung auf oder weitet eine solche aus oder übt sie 
oder er während der Suspendierung eine unzulässige Nebenbeschäftigung aus, 
erhöht sich die Kürzung des Monatsbezugs gemäß Abs. 4 um jenen Teil, um den 
ihre oder seine Einkünfte aus dieser Nebenbeschäftigung ein Drittel ihres oder 
seines Monatsbezugs übersteigen. Zu diesem Zweck hat die Beamtin oder der 
Beamte unverzüglich ihre oder seine Einkünfte aus dieser Nebenbeschäftigung 
bekannt zu geben. Kommt sie oder er dieser Pflicht nicht nach, so gilt der ihrer 
oder seiner besoldungsrechtlichen Stellung entsprechende Monatsbezug als 
monatliches Einkommen aus der Nebenbeschäftigung. 

(5) Die Suspendierung endet spätestens mit dem rechtskräftigen Abschluß des 
Disziplinarverfahrens. Fallen die Umstände, die für die Suspendierung der 
Beamtin oder des Beamten maßgebend gewesen sind, vorher weg, so ist die 
Suspendierung von der Disziplinarkommission unverzüglich aufzuheben. 

(6) Die Suspendierung endet spätestens mit dem rechtskräftigen Abschluß 
des Disziplinarverfahrens. Fallen die Umstände, die für die Suspendierung der 
Beamtin oder des Beamten maßgebend gewesen sind, vorher weg, so ist die 
Suspendierung von der Bundesdisziplinarbehörde unverzüglich aufzuheben. 

(6) Die Beschwerde gegen eine (vorläufige) Suspendierung oder gegen eine 
Entscheidung über die Verminderung (Aufhebung) der Bezugskürzung hat keine 
aufschiebende Wirkung. 

(7) Die Beschwerde gegen eine (vorläufige) Suspendierung oder gegen eine 
Entscheidung über die Verminderung (Aufhebung) der Bezugskürzung hat keine 
aufschiebende Wirkung. 

(7) Wird die Bezugskürzung auf Antrag des Beamten vermindert oder 
aufgehoben, so wird diese Verfügung mit dem Tage der Antragstellung wirksam. 

(8) Wird die Bezugskürzung auf Antrag des Beamten vermindert oder 
aufgehoben, so wird diese Verfügung mit dem Tage der Antragstellung wirksam. 

§ 113. Sind an einer Dienstpflichtverletzung mehrere Beamte beteiligt, so ist § 113. Sind an einer Dienstpflichtverletzung mehrere Beamte beteiligt, so ist 
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das Disziplinarverfahren vor der Kommission für alle Beteiligten gemeinsam 
durchzuführen, soweit diese demselben Ressort angehören. 

das Disziplinarverfahren vor der Bundesdisziplinarbehörde für alle Beteiligten 
gemeinsam durchzuführen, soweit diese demselben Ressort angehören. 

§ 117. (1) … § 117. (1) … 
(2) Wird über den Beamten von der Disziplinarkommission eine 

Disziplinarstrafe verhängt, so ist im Erkenntnis auszusprechen, ob und inwieweit 
er mit Rücksicht auf den von ihm verursachten Verfahrensaufwand, seine 
persönlichen Verhältnisse und seine wirtschaftliche Leistungsfähigkeit die Kosten 
des Verfahrens zu ersetzen hat; dasselbe gilt, wenn im Schuldspruch von der 
Verhängung einer Disziplinarstrafe abgesehen wird. Die aus der Beiziehung eines 
Verteidigers erwachsenden Kosten hat in allen Fällen der Beamte zu tragen. 

(2) Wird über den Beamten von der Bundesdisziplinarbehörde eine 
Disziplinarstrafe verhängt, so ist im Erkenntnis auszusprechen, ob und inwieweit 
er mit Rücksicht auf den von ihm verursachten Verfahrensaufwand, seine 
persönlichen Verhältnisse und seine wirtschaftliche Leistungsfähigkeit die Kosten 
des Verfahrens zu ersetzen hat; dasselbe gilt, wenn im Schuldspruch von der 
Verhängung einer Disziplinarstrafe abgesehen wird. Die aus der Beiziehung eines 
Verteidigers erwachsenden Kosten hat in allen Fällen der Beamte zu tragen. 

(3) … (3) … 

4. Unterabschnitt 
Verfahren vor der Disziplinarkommission 

4. Unterabschnitt 
Verfahren vor der Bundesdisziplinarbehörde 

§ 123. (1) … § 123. (1) … 
(2) Hat die Disziplinarkommission die Durchführung eines 

Disziplinarverfahrens beschlossen, so ist dieser Einleitungsbeschluss der oder dem 
Beschuldigten, der Disziplinaranwältin oder dem Disziplinaranwalt und der 
Dienstbehörde zuzustellen. Im Einleitungsbeschluss sind die 
Anschuldigungspunkte bestimmt anzuführen und die Zusammensetzung des 
Senates einschließlich der Ersatzmitglieder bekanntzugeben. 

(2) Hat die Bundesdisziplinarbehörde die Durchführung eines 
Disziplinarverfahrens beschlossen, so ist dieser Einleitungsbeschluss der oder 
dem Beschuldigten, der Disziplinaranwältin oder dem Disziplinaranwalt und der 
Dienstbehörde zuzustellen. Im Einleitungsbeschluss sind die 
Anschuldigungspunkte bestimmt anzuführen und die Zusammensetzung des 
Senates einschließlich der Ersatzmitglieder bekanntzugeben. 

(3) Sind in anderen Rechtsvorschriften an die Einleitung des 
Disziplinarverfahrens Rechtsfolgen geknüpft, so treten diese nur im Falle des 
Beschlusses der Disziplinarkommission, ein Disziplinarverfahren durchzuführen, 
und im Falle der (vorläufigen) Suspendierung ein. 

(3) Sind in anderen Rechtsvorschriften an die Einleitung des 
Disziplinarverfahrens Rechtsfolgen geknüpft, so treten diese nur im Falle des 
Beschlusses der Bundesdisziplinarbehörde, ein Disziplinarverfahren 
durchzuführen, und im Falle der (vorläufigen) Suspendierung ein. 

§ 124. (1) Die Disziplinarkommission hat eine mündliche Verhandlung 
anzuberaumen und die Parteien sowie die in Betracht kommenden Zeuginnen oder 
Zeugen und Sachverständigen zur mündlichen Verhandlung zu laden. Die Ladung 
ist den Parteien spätestens zwei Wochen vor dem Verhandlungstermin zuzustellen. 
Die Dienstbehörde ist von der mündlichen Verhandlung zu verständigen. 

§ 124. (1) Die Bundesdisziplinarbehörde hat eine mündliche Verhandlung 
anzuberaumen und die Parteien sowie die in Betracht kommenden Zeuginnen 
oder Zeugen und Sachverständigen zur mündlichen Verhandlung zu laden. Die 
Ladung ist den Parteien spätestens zwei Wochen vor dem Verhandlungstermin 
zuzustellen. Die Dienstbehörde ist von der mündlichen Verhandlung zu 
verständigen. 

(2) bis (15) … (2) bis (15) … 
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§ 125a. (1) … § 125a. (1) … 
(2) Von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung vor dem 

Disziplinarsenat kann ungeachtet eines Parteienantrages Abstand genommen 
werden, wenn der Sachverhalt infolge Bindung an die dem Spruch eines 
rechtskräftigen Urteils eines Strafgerichtes oder eines Straferkenntnisses eines 
Verwaltungsgerichts oder eines unabhängigen Verwaltungssenates zugrunde 
gelegte Tatsachenfeststellung hinreichend geklärt ist. 

(2) Von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung vor dem 
Disziplinarsenat kann ungeachtet eines Parteienantrages Abstand genommen 
werden, wenn der Sachverhalt infolge Bindung an die dem Spruch eines 
rechtskräftigen Urteils eines Strafgerichtes oder eines Straferkenntnisses eines 
Verwaltungsgerichts zugrunde gelegte Tatsachenfeststellung hinreichend geklärt 
ist. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 
§ 125b. (1) und (2) … § 125b. (1) und (2) … 
(3) Eine Zeugin oder ein Zeuge, die wegen ihres Aufenthalts oder der wegen 

seines Aufenthalts im Ausland nicht in der Lage ist, vor der 
Disziplinarkommission zu erscheinen, kann unter Verwendung technischer 
Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung an der jeweiligen österreichischen 
Vertretungsbehörde vernommen werden. 

(3) Eine Zeugin oder ein Zeuge, die wegen ihres Aufenthalts oder der wegen 
seines Aufenthalts im Ausland nicht in der Lage ist, vor der 
Bundesdisziplinarbehörde zu erscheinen, kann unter Verwendung technischer 
Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung an der jeweiligen österreichischen 
Vertretungsbehörde vernommen werden. 

§ 126. (1) Wenn eine mündliche Verhandlung durchgeführt wurde, hat die 
Disziplinarkommission bei der Beschlußfassung über das Disziplinarerkenntnis 
nur auf das, was in der mündlichen Verhandlung vorgekommen ist, sowie auf eine 
allfällige Stellungnahme des Beschuldigten gemäß § 125a Abs. 4 Rücksicht zu 
nehmen. 

§ 126. (1) Wenn eine mündliche Verhandlung durchgeführt wurde, hat die 
Bundesdisziplinarbehörde bei der Beschlußfassung über das 
Disziplinarerkenntnis nur auf das, was in der mündlichen Verhandlung 
vorgekommen ist, sowie auf eine allfällige Stellungnahme des Beschuldigten 
gemäß § 125a Abs. 4 Rücksicht zu nehmen. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 
§ 127. (1) … § 127. (1) … 
(2) Die Disziplinarkommission darf die Abstattung einer Geldstrafe oder 

einer Geldbuße in höchstens 36 Monatsraten bewilligen. Die Geldstrafen und 
Geldbußen sind erforderlichenfalls hereinzubringen: 

(2) Die Bundesdisziplinarbehörde darf die Abstattung einer Geldstrafe oder 
einer Geldbuße in höchstens 36 Monatsraten bewilligen. Die Geldstrafen und 
Geldbußen sind erforderlichenfalls durch jenes Ressort, dem die beschuldigte 
Beamtin oder der beschuldigte Beamte angehört, hereinzubringen: 

 1. bei Beamten des Dienststandes durch Abzug vom Monatsbezug und 1. bei Beamtinnen oder Beamten des Dienststandes durch Abzug vom 
Monatsbezug und 

 2. bei Beamten des Ruhestandes durch Abzug vom Ruhebezug. 2. bei Beamtinnen oder Beamten des Ruhestandes durch Abzug vom 
Ruhebezug. 

(3) Die eingegangenen Geldstrafen und Geldbußen sind für 
Wohlfahrtszwecke zugunsten der Beamten zu verwenden. Die näheren 
Bestimmungen darüber sind innerhalb jedes Ressorts durch Verordnung zu 

(3) Die eingegangenen Geldstrafen und Geldbußen sind für 
Wohlfahrtszwecke zugunsten der Beamten zu verwenden. Die näheren 
Bestimmungen darüber sind durch das Ressort, dem die beschuldigte Beamtin 
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erlassen. oder der beschuldigte Beamte angehört, innerhalb jedes Ressorts durch 

Verordnung zu erlassen. 
Veröffentlichung von Entscheidungen der Disziplinarkommission Veröffentlichung von Entscheidungen der Bundesdisziplinarbehörde 

§ 128a. Rechtskräftige Disziplinarerkenntnisse und rechtskräftige 
Einstellungsbeschlüsse sind von der oder dem Vorsitzenden der 
Disziplinarkommission unverzüglich in anonymisierter Form im 
Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS) zu veröffentlichen. 

§ 128a. Rechtskräftige Disziplinarerkenntnisse und rechtskräftige 
Einstellungsbeschlüsse sind von der Leiterin oder dem Leiter der 
Bundesdisziplinarbehörde unverzüglich in anonymisierter Form im 
Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS) zu veröffentlichen. 

Tätigkeitsbericht Jahresbericht 
§ 128b. Jede oder jeder Vorsitzende einer Disziplinarkommission hat 

spätestens bis zum 31. März einen Tätigkeitsbericht der Disziplinarkommission 
über das vorangegangene Kalenderjahr an die Bundesministerin oder den 
Bundesminister für öffentlichen Dienst und Sport zu übermitteln. Der Bericht hat 
jedenfalls die Anzahl der im Berichtsjahr anhängig gemachten Fälle, sowie die 
Anzahl und die Art der im Berichtsjahr erfolgten verfahrensbeendenden 
Erledigungen zu enthalten. Dabei sind die mit Erkenntnis festgestellten 
Dienstpflichtverletzungen, die verhängten Strafen sowie die Anzahl der 
Freisprüche auszuweisen. 

§ 128b. Die Leiterin oder der Leiter der Bundesdisziplinarbehörde hat 
spätestens bis 31. März eines jeden Jahres der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für öffentlichen Dienst und Sport einen Jahresbericht der 
Bundesdisziplinarbehörde über das vorangegangene Jahr zu übermitteln. Der 
Bericht hat zu enthalten 

  1. die Anzahl der im Berichtsjahr anhängig gemachten Fälle, 

  2. die Anzahl und die Art der im Berichtsjahr erfolgten 
verfahrensbeendenden Erledigungen und 

  3. die mit Erkenntnis festgestellten Dienstpflichtverletzungen, 

  4. die mit Erkenntnis verhängten Strafen und 
 5.  die Anzahl der Freisprüche. 
In den Bericht ist zudem eine Analyse der im Berichtszeitraum ergangenen 
Judikatur des Bundesverwaltungsgerichtes, Verwaltungsgerichtshofes und 
Verfassungsgerichtshofes in Disziplinarrechtsangelegenheiten aufzunehmen. 
Sofern dies unbedingt erforderlich ist, können personenbezogene Daten und 
besondere Kategorien personenbezogener Daten in pseudonymisierter Form in 
den Bericht aufgenommen werden. Der Bericht ist von der Bundesministerin oder 
vom Bundesminister für öffentlichen Dienst und Sport der Bundesregierung zur 
Kenntnis zu bringen. 

§ 130. (1) Der Vorsitzende hat nach Eintritt der Rechtskraft des 
Disziplinarerkenntnisses den Vollzug der Disziplinarstrafe durch die zuständige 

§ 130. (1) Die Leiterin oder der Leiter der Bundesdisziplinarbehörde hat 
nach Eintritt der Rechtskraft des Disziplinarerkenntnisses den Vollzug der 
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Dienstbehörde zu veranlassen. Disziplinarstrafe durch die zuständige Dienstbehörde zu veranlassen. 

(2) … (2) … 
§ 131. Die Dienstbehörde kann ohne weiteres Verfahren schriftlich eine 

Disziplinarverfügung erlassen, wenn 
§ 131. Die Dienstbehörde kann ohne weiteres Verfahren schriftlich eine 

Disziplinarverfügung erlassen, wenn 
 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. die Beamtin oder der Beamte wegen des der Dienstpflichtverletzung 

zugrundeliegenden Sachverhaltes rechtskräftig durch ein Strafgericht 
durch ein Verwaltungsgericht oder durch einen unabhängigen 
Verwaltungssenat bestraft wurde, 

 3. die Beamtin oder der Beamte wegen des der Dienstpflichtverletzung 
zugrundeliegenden Sachverhaltes rechtskräftig durch ein Strafgericht 
oder durch ein Verwaltungsgericht bestraft wurde, 

und dies unter Bedachtnahme auf die für die Strafbemessung maßgebenden 
Gründe zur Ahndung der Dienstpflichtverletzung ausreichend erscheint. Die 
Disziplinarverfügung ist auch der Disziplinaranwältin oder dem Disziplinaranwalt 
zuzustellen. In der Disziplinarverfügung darf nur der Verweis ausgesprochen oder 
eine Geldbuße bis zur Höhe eines halben Monatsbezuges, auf den die Beamtin 
oder der Beamte im Zeitpunkt der Erlassung der Disziplinarverfügung Anspruch 
hat, verhängt werden. 

und dies unter Bedachtnahme auf die für die Strafbemessung maßgebenden 
Gründe zur Ahndung der Dienstpflichtverletzung ausreichend erscheint. Die 
Disziplinarverfügung ist auch der Disziplinaranwältin oder dem 
Disziplinaranwalt zuzustellen. In der Disziplinarverfügung darf nur der Verweis 
ausgesprochen oder eine Geldbuße bis zur Höhe eines Monatsbezuges, auf den 
die Beamtin oder der Beamte im Zeitpunkt der Erlassung der 
Disziplinarverfügung Anspruch hat, verhängt werden. 

§ 132. Der Beschuldigte und der Disziplinaranwalt können gegen die 
Disziplinarverfügung innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung Einspruch 
erheben. Der rechtzeitige Einspruch setzt die Disziplinarverfügung außer Kraft; 
die Disziplinarkommission hat zu entscheiden, ob ein Verfahren einzuleiten ist. 

§ 132. Der Beschuldigte und der Disziplinaranwalt können gegen die 
Disziplinarverfügung innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung Einspruch 
erheben. Der rechtzeitige Einspruch setzt die Disziplinarverfügung außer Kraft; 
die Bundesdisziplinarbehörde hat zu entscheiden, ob ein Verfahren einzuleiten 
ist. 

§ 135. Zur Durchführung des Disziplinarverfahrens ist die 
Disziplinarkommission zuständig, die im Zeitpunkt des Ausscheidens des 
Beschuldigten aus dem Dienststand zuständig war. 

§ 135. Zur Durchführung des Disziplinarverfahrens ist die 
Bundesdisziplinarbehörde zuständig. Für Beamtinnen oder Beamte des 
Ruhestandes ist jener Senat zuständig, der zuständig wäre, wenn sich die Beamtin 
oder der Beamte noch im Dienststand befinden würde. 

§ 135a. (1) In Angelegenheiten des § 20 Abs. 1 Z 2, des § 38, des § 40 und 
des § 41 Abs. 2 hat die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch einen 
Senat zu erfolgen. 

§ 135a. (1) In Angelegenheiten des § 20 Abs. 1 Z 2 und 3, des § 38, des § 40 
und des § 41 Abs. 2 hat die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch 
einen Senat zu erfolgen. 

(2) … (2) … 
(3) Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts hat weiters durch einen 

Senat zu erfolgen, wenn 
(3) Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts hat weiters durch 

einen Senat zu erfolgen, wenn 
 1. gegen ein Erkenntnis, mit dem die Disziplinarstrafe der Entlassung oder 

der Verlust aller aus dem Dienstverhältnis fließenden Rechte und 
Ansprüche verhängt wurde, Beschwerde erhoben wurde oder 

 1. gegen ein Erkenntnis, mit dem der Verlust aller aus dem Dienstverhältnis 
fließenden Rechte und Ansprüche verhängt wurde, Beschwerde erhoben 
wurde oder 
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 2. die Disziplinaranwältin oder der Disziplinaranwalt gegen ein Erkenntnis 

Beschwerde erhoben hat. 
 2. die Disziplinaranwältin oder der Disziplinaranwalt gegen ein Erkenntnis 

der Bundesdisziplinarbehörde Beschwerde erhoben hat,  
  a) in dem eine strengere Strafe als eine Geldbuße ausgesprochen wurde 

oder 
  b) in dem eine Geldbuße ausgesprochen wurde und der Einzelrichter 

nach Prüfung der Angelegenheit zu der Auffassung gelangt, dass die 
Disziplinarstrafe der Entlassung verhängt weden könnte. 

§ 152d. Die §§ 91 bis 135 sind auf die dem Anwendungsbereich des 
HDG 2014 unterliegenden Militärpersonen nicht anzuwenden. 

§ 152d. Die §§ 91 Abs. 1, 92 bis 97, 103 und 105 bis 135 sind auf die dem 
Anwendungsbereich des HDG 2014 unterliegenden Militärpersonen nicht 
anzuwenden. 

§ 161. (1) Bei der Bestellung der Disziplinarkommission beim 
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung ist vorzusorgen, daß 
für Universitätslehrer besondere Senate gebildet werden können. 

§ 161. (1) Bei der Bestellung von nebenberuflichen Mitgliedern der 
Bundesdisziplinarbehörde in Angelegenheiten von Universitätslehrern haben den 
Senaten als nebenberufliche Mitglieder gemäß § 101 Abs. 2 und 3, 

(2) Je ein Mitglied jedes Senates hat der Gruppe der Universitätsprofessoren 
und der anderen Universitätslehrer (§ 154 lit. b bis d) anzugehören. 

 1. wenn es sich bei der beschuldigten Beamtin oder dem beschuldigten 
Beamten um eine Universitätsprofessorin oder einen 
Universitätsprofessor (§ 154 lit. a) handelt, zwei 
Universitätsprofessorinnen oder zwei Universitätsprofessoren, 

 2. wenn es sich bei der beschuldigten Beamtin oder dem beschuldigten 
Beamten um eine sonstige Universitätslehrerin oder einen sonstigen 
Universitätslehrer (§ 154 lit. b bis d) handelt, zwei sonstige 
Universitätslehrerinnen oder zwei sonstige Universitätslehrer 

 anzugehören. 
(3) Zu Disziplinaranwälten und deren Stellvertretern sind rechtskundige 

Universitätslehrer zu bestellen. Die Disziplinaranwälte sind in dieser Eigenschaft 
der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung unmittelbar unterstellt. 

(2) Zu Disziplinaranwältinnen und Disziplinaranwälten sind rechtskundige 
Universitätslehrerinnen und Universitätslehrer zu bestellen. Die 
Disziplinaranwältinnen und Disziplinaranwälte sind in dieser Eigenschaft der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung unmittelbar unterstellt. 

§ 200k. (1) Bei der Bestellung der Disziplinarkommission beim 
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung ist vorzusorgen, 
dass für Hochschullehrpersonen besondere Senate gebildet werden können. 

§ 200k. (1) Bei der Bestellung von nebenberuflichen Mitgliedern der 
Bundesdisziplinarbehörde in Angelegenheiten von Hochschullehrpersonen 
müssen beide nebenberuflichen Mitglieder des Disziplinarsenates der 
Besoldungsgruppe Hochschullehrpersonen angehören. 

(2) Ein Mitglied des Senates muss Hochschullehrperson sein. Bei einem 
Verfahren gegen eine Religionspädagogin oder einen Religionspädagogen hat 
dieses Mitglied Religionspädagogin oder Religionspädagoge desselben 

(2) Bei einem Verfahren gegen eine Religionspädagogin oder einen 
Religionspädagogen hat das nebenberufliche Mitglied Religionspädagogin oder 
Religionspädagoge desselben Bekenntnisses zu sein; für die Bestellung dieser 
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Bekenntnisses zu sein; für die Bestellung dieser Religionspädagogin oder dieses 
Religionspädagogen ist ein Vorschlag der entsprechenden gesetzlich anerkannten 
Kirche oder Religionsgesellschaft einzuholen. 

Religionspädagogin oder dieses Religionspädagogen ist ein Vorschlag der 
entsprechenden gesetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgesellschaft 
einzuholen. 

§ 221. (1) Bei der Bestellung der Disziplinarkommission beim 
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung ist vorzusorgen, daß 
für Lehrer besondere Senate gebildet werden können. 

§ 221. (1) Bei der Bestellung von nebenberuflichen der 
Bundesdisziplinarbehörde in Angelegenheiten von Lehrpersonen muss ein 
nebenberufliches Mitglied gemäß § 101 Abs. 2 dem Verwaltungsdienst im 
Bereich Bildung angehören und hat ein nebenberufliches Mitglied des Senates 
gemäß § 101 Abs. 3 Lehrperson zu sein. 

(2) Ein Mitglied des Senates muß Lehrer sein und soll an einer Schule jener 
Schulart (Schülerheim) tätig sein, an der der beschuldigte Lehrer hauptsächlich 
verwendet wird. Bei einem Verfahren gegen einen Religionslehrer hat dieses 
Mitglied Religionslehrer desselben Bekenntnisses zu sein; für die Bestellung 
dieses Religionslehrers ist ein Vorschlag der entsprechenden gesetzlich 
anerkannten Kirche oder Religionsgesellschaft einzuholen. 

(2) Bei einem Verfahren gegen eine Religionslehrerin oder einen 
Religionslehrer hat ein nebenberufliches Mitglied Religionslehrerin oder 
Religionslehrer desselben Bekenntnisses zu sein. Für die Bestellung dieser 
Religionslehrerin oder dieses Religionslehrers ist ein Vorschlag der 
entsprechenden gesetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgemeinschaft 
einzuholen. 

(3) Für Lehrpersonen in Leitungsfunktion und sonstige Lehrpersonen sowie 
für Erzieherinnen und Erzieher, die an einer der Bildungsdirektion unterstehenden 
Schule (Schülerheim) verwendet werden, sind Disziplinarkommissionen bei jeder 
Bildungsdirektion einzurichten. Abs. 1 und 2 sind sinngemäß anzuwenden. 

 

(4) Im Falle eines Schuldspruches hat das Erkenntnis den Verlust der aus der 
Innehabung einer schulfesten Stelle fließenden Rechte auszusprechen, sofern dies 
aus dienstlichen Interessen geboten erscheint. 

(3) Im Falle eines Schuldspruches hat das Erkenntnis den Verlust der aus der 
Innehabung einer schulfesten Stelle fließenden Rechte auszusprechen, sofern dies 
aus dienstlichen Interessen geboten erscheint. 

(5) Abs. 1 und 2 ist über den Bereich des Bundesministeriums für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung hinaus sinngemäß für jene Zentralstellen 
anzuwenden, in deren Bereich Lehrer verwendet werden. 

 

§ 231. Bei der Bestellung der Mitglieder der Leistungsfeststellungs- und der 
Disziplinarkommissionen im PTA-Bereich kommt das dem Zentralausschuß 
zustehende Bestellungsrecht der im jeweiligen Bereich eingerichteten zentralen 
Vertretung der Dienstnehmer zu. 

§ 231. (1) Bei der Bestellung der Mitglieder der 
Leistungsfeststellungskommissionen im PTA-Bereich kommt das dem 
Zentralausschuss zustehende Bestellungsrecht der im jeweiligen Bereich 
eingerichteten zentralen Vertretung der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer zu. 

 (2) Bei der Bestellung von nebenberuflichen Mitgliedern der 
Bundesdisziplinarbehörde in Angelegenheiten von Beamtinnen und Beamten des 
Post- und Fernmeldewesens kommt das dem Zentralausschuss zukommende 
Nominierungsrecht der im jeweiligen Bereich eingerichteten zentralen Vertretung 
der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer zu. 
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Disziplinarrecht Übergangsbestimmungen zur Änderung des Disziplinarrechts mit der 

2. Dienstrechts-Novelle 2019, BGBl. I Nr. XX/2019 
§ 243. (1) Auf Dienstpflichtverletzungen, die vor dem 1. Juli 1990 begangen 

worden sind, ist § 102 Abs. 1 in der bis zum 30. Juni 1990 geltenden Fassung 
anzuwenden. 

§ 243. (1) Die bei den Disziplinarkommissionen bis 31. Dezember 2019 
anhängig gemachten Disziplinarverfahren sind nach den bisherigen 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der Fassung BGBl. I Nr. 102/2018 
fortzuführen. Ab 1. Jänner 2020 geht die Zuständigkeit zur Durchführung von 
Disziplinarverfahren auf die Bundesdisziplinarbehörde in der Fassung dieses 
Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. XX/2019, über. § 125 ist anzuwenden. 

(2) Auf  
 1. Beamte, deren Suspendierung vor dem 1. Feber 1992 ohne Einleitung 

eines Disziplinarverfahrens aufgehoben wurde, 
 2. Disziplinarverfahren, die vor dem 1. Feber 1992 rechtskräftig 

abgeschlossen wurden, 
 3. Strafanzeigen an den Staatsanwalt, die vor dem 1. Feber 1992 erstattet 

wurden, 

 

sind § 8 Abs. 3, § 11 Abs. 5 und § 94 Abs. 3 in der bis zum Ablauf des 31. Jänner 
1992 geltenden Fassung anzuwenden. 

 

(3) Disziplinarverfahren, die vor dem 1. Jänner 1994 eingeleitet worden sind, 
sind nach den am 31. Dezember 1993 geltenden Bestimmungen zu Ende zu 
führen. 

(3) Wer die Funktion des Senatsvorsitzes einer Disziplinarkommission 
hauptberuflich ausübt, kann bis zum Ablauf des 30. September 2019 unter der 
Voraussetzung von § 99 Abs. 1 einen Antrag auf Ernennung zum 
hauptberuflichen Mitglied der Bundesdisziplinarbehörde stellen. Über die 
Ernennung solcher Bewerberinnen oder Bewerber entscheidet bis zum Ablauf des 
30. November 2019 die Bundesregierung. 

(4) Auf Dienstpflichtverletzungen, die vor dem 1. Jänner 1994 begangen 
worden sind, ist § 94 in der bis 31. Dezember 1993 geltenden Fassung 
anzuwenden. 

(4) Die Bundesregierung hat mit Bescheid auszusprechen, dass solche 
Bewerberinnen oder Bewerber nicht zum Mitglied der Bundesdisziplinarbehörde 
ernannt werden, wenn sie unter Berücksichtigung ihres bisherigen 
Verwendungserfolges als Mitglied einer Disziplinarkommission die persönliche 
und fachliche Eignung für die Erfüllung der Aufgaben, die mit der vorgesehenen 
Verwendung als Mitglied der Bundesdisziplinarbehörde verbunden sind, nicht 
erwarten lassen. 

(5) § 94 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 665/1994 ist nur auf 
Dienstpflichtverletzungen anzuwenden, die nach dem 30. Juni 1994 begangen 
wurden. 

(5) In Angelegenheiten von Bediensteten des Bundesministeriums für 
Inneres oder des Bundesministeriums für Finanzen dürfen jeweils nur solche 
rechtskundigen Personen zur oder zum Senatsvorsitzenden bestellt werden, die 
über vertiefte Kenntnisse aus dem Bereich des Bundesministeriums für Inneres 
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oder des Bundesministeriums für Finanzen verfügen. 

(6) Auf die am 30. Juni 1997 anhängigen Disziplinarverfahren ist das 
BDG 1979 in der bis zum Ablauf dieses Tages geltenden Fassung weiter 
anzuwenden. 

 

(7) Im Verfahren vor der Disziplinarkommission beim Bundesministerium 
für Inneres muss die Disziplinaranwältin oder der Disziplinaranwalt nicht 
rechtskundig sein. 

(2) Die Disziplinaranwältin oder der Disziplinaranwalt, die oder der von der 
Bundesministerin oder vom Bundesminister für Inneres zu bestellen ist, muss 
nicht rechtskundig sein. 

(8) Die Aufzeichnungen über Belehrungen oder Ermahnungen, die vor dem 
1. Juli 2015 erteilt wurden, sind nur auf Antrag der Beamtin oder des Beamten zu 
vernichten. Auch sämtliche Schriftstücke hinsichtlich des Antrags sind zu 
vernichten. 

(6) Die Aufzeichnungen über Belehrungen oder Ermahnungen, die vor dem 
1. Juli 2015 erteilt wurden, sind nur auf Antrag der Beamtin oder des Beamten zu 
vernichten oder zu löschen. Auch sämtliche Schriftstücke hinsichtlich des 
Antrags sind zu vernichten oder zu löschen. 

§ 249e. Bei der Bestellung der Mitglieder der Leistungsfeststellungs- und der 
Disziplinarkommissionen in der Post- und Fernmeldehoheitsverwaltung kommt 
das dem Zentralausschuß zustehende Bestellungsrecht der im jeweiligen Bereich 
eingerichteten zentralen Vertretung der Dienstnehmer zu. 

§ 249e. (1) Bei der Bestellung der Mitglieder der 
Leistungsfeststellungskommissionen in der Post- und 
Fernmeldehoheitsverwaltung kommt das dem Zentralausschuss zustehende 
Bestellungsrecht der im jeweiligen Bereich eingerichteten zentralen Vertretung 
der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer zu. 

 (2) Zur Durchführung von Disziplinarverfahren vor der 
Bundesdisziplinarbehörde in Angelegenheiten von Beamtinnen und Beamten der 
Post- und Fernmeldehoheitsverwaltung kommt das dem Zentralausschuss 
zukommende Nominierungsrecht eines nebenberuflichen Mitgliedes der im 
jeweiligen Bereich eingerichteten zentralen Vertretung der Dienstnehmer zu. 

§ 258. Bei der Bestellung der Mitglieder der Leistungsfeststellungs- und der 
Disziplinarkommissionen im PTA-Bereich und in der Post- und 
Fernmeldehoheitsverwaltung kommt das dem Zentralausschuß zustehende 
Bestellungsrecht der im jeweiligen Bereich eingerichteten zentralen Vertretung der 
Dienstnehmer zu. 

§ 258. (1) Bei der Bestellung der Mitglieder der 
Leistungsfeststellungskommissionen im PTA-Bereich und in der 
Fernmeldehoheitsverwaltung kommt das dem Zentralausschuss zustehende 
Bestellungsrecht der im jeweiligen Bereich eingerichteten zentralen Vertretung 
der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer zu. 

 (2) Zur Durchführung von Disziplinarverfahren vor der 
Bundesdisziplinarbehörde in Angelegenheiten von Beamtinnen und Beamten im 
PTA-Bereich und in der Fernmeldehoheitsverwaltung kommt das dem 
Zentralausschuss zukommende Nominierungsrecht eines nebenberuflichen 
Mitgliedes der im jeweiligen Bereich eingerichteten zentralen Vertretung der 
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer zu. 

§ 280a. (1) bis (5) … § 280a. (1) bis (5) … 
(6) Eine durch Gesetz oder Verordnung vorgesehene längere (6) Eine durch Gesetz oder Verordnung vorgesehene längere 
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Aufbewahrungspflicht oder Archivierung geht Abs. 2 bis 5 vor. Die gesetzlich 
vorgesehene Löschpflicht von Strafregisterauskünften gemäß den §§ 9 und 9a des 
Strafregistergesetzes 1968 und die Löschpflicht gemäß § 79e Abs. 2a gehen der 
Aufbewahrungspflicht gemäß Abs. 3 vor. Die Verantwortlichen gemäß § 280 
Abs. 1 und die gemeinsam Verantwortlichen gemäß § 280b Abs. 2 werden jeweils 
ermächtigt, im Zentralen Personenstandsregister Abfragen der eingetragenen 
Todesfälle und Todeserklärungen durchzuführen. Diese Abfragen sind von 
sämtlichen Gebühren und Verwaltungsabgaben befreit. 

Aufbewahrungspflicht oder Archivierung geht Abs. 2 bis 5 vor. Die gesetzlich 
vorgesehene Löschpflicht von Strafregisterauskünften gemäß den §§ 9 und 9a des 
Strafregistergesetzes 1968 und die Löschpflichten gemäß §§ 79e Abs. 2a und 109 
Abs. 2 gehen der Aufbewahrungspflicht gemäß Abs. 3 vor. Die Verantwortlichen 
gemäß § 280 Abs. 1 und die gemeinsam Verantwortlichen gemäß § 280b Abs. 2 
werden jeweils ermächtigt, im Zentralen Personenstandsregister Abfragen der 
eingetragenen Todesfälle und Todeserklärungen durchzuführen. Diese Abfragen 
sind von sämtlichen Gebühren und Verwaltungsabgaben befreit. 

(7) und (8) … (7) und (8) … 
§ 280b. (1) bis (9) … § 280b. (1) bis (9) … 
 § 280c. . (1) Die Leiterinnen und Leiter der Zentralstellen sind als jeweils 

Verantwortlicher gemäß Art. 4 Z 7 DSGVO für den Wirkungsbereich des 
jeweiligen Ressorts ermächtigt, die personenbezogenen Daten oder besonderen 
Kategorien personenbezogener Daten von Personen, deren Daten im Rahmen 
eines dienstrechtlichen oder personalvertretungsrechtlichen Verfahrens benötigt 
werden, zu verarbeiten, einander zu übermitteln und weiterzuverarbeiten, sofern 
die jeweiligen Daten zur Erfüllung der nach dem Dienstrecht oder dem 
Personalvertretungsrecht jeweils übertragenen Aufgaben erforderlich sind. 

(2) In diesen Verfahren richten sich die aus Art. 5, 12 bis 22 und 34 DSGVO 
sowie die sich aus dem Recht auf Auskunft, Richtigstellung und Löschung gemäß 
§ 1 DSG ergebenden Rechte und Pflichten sowie deren Durchsetzung nach den 
jeweiligen verfahrensrechtlichen Vorschriften oder den Vorschriften gemäß § 280 
Abs. 2 Z 2. 

(3) Eine Information oder Auskunft zu einem Disziplinarverfahren kann 
soweit und solange aufgeschoben, eingeschränkt oder unterlassen werden, wie 
dies im Einzelfall zur Verhütung, Aufdeckung, Ermittlung oder Verfolgung von 
Disziplinarvergehen unbedingt erforderlich und verhältnismäßig ist. 

(4) Die Bundesministerin oder der Bundesminister für öffentlichen Dienst 
und Sport hat für die im Wirkungsbereich ihres oder seines Ressorts 
eingerichteten Behörden eine eigene, weisungsfreie und unabhängige 
Datenschutzbeauftragte oder einen eigenen, weisungsfreien und unabhängigen 
Datenschutzbeauftragten zu benennen. Die Kontaktdaten der oder des 
Datenschutzbeauftragten sind den betroffenen Personen gemäß Abs. 1 und der 
Datenschutzbehörde mitzuteilen. 
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(5) Dieser Paragraph gilt abweichend von § 1 für alle betroffenen Personen 

gemäß Abs. 1. 
§ 284. (1) bis (101) … § 284. (1) bis (101) … 
(101) In der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2019, BGBl. I Nr. 32/2019, 

treten in Kraft: 
 1. § 37 Abs. 3 mit 1. Jänner 2019, 
 2. § 68 Abs. 3 bis 5 mit dem der Kundmachung folgenden Tag und ab 

diesem Tag ist § 1 Abs. 2 Feiertagsruhegesetz 1957, BGBl. Nr. 153/1957, 
idF. des BGBl. I Nr. 32/2019, nicht anzuwenden. Ein 
Erholungsurlaubstag, der vor Inkrafttreten des § 68 Abs. 3 bis 5 unter 
Anwendung des § 1 Abs. 2 Feiertagsruhegesetz 1957 in Verbindung mit 
§ 33a Abs. 29 Arbeitsruhegesetz, BGBl. Nr. 144/1983, einseitig bestimmt 
wurde, gilt als einseitig bestimmter Erholungsurlaubstag gemäß § 68 
Abs. 3. 

(102) In der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2019, BGBl. I Nr. 32/2019, 
treten in Kraft: 
 1. § 37 Abs. 3 mit 1. Jänner 2019, 
 2. § 68 Abs. 3 bis 5 mit dem der Kundmachung folgenden Tag und ab 

diesem Tag ist § 1 Abs. 2 Feiertagsruhegesetz 1957, 
BGBl. Nr. 153/1957, idF. des BGBl. I Nr. 32/2019, nicht anzuwenden. 
Ein Erholungsurlaubstag, der vor Inkrafttreten des § 68 Abs. 3 bis 5 unter 
Anwendung des § 1 Abs. 2 Feiertagsruhegesetz 1957 in Verbindung mit 
§ 33a Abs. 29 Arbeitsruhegesetz, BGBl. Nr. 144/1983, einseitig 
bestimmt wurde, gilt als einseitig bestimmter Erholungsurlaubstag 
gemäß § 68 Abs. 3. 

 (103) In der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2019, BGBl. I 
Nr. XXX/2019, treten § 91 Abs. 1 und 2, § 92 Abs. 1 Z 2 und Z 3, § 92 Abs. 2, 
§ 94 Abs. 1 und 3, § 94 Abs. 2 Z 2, § 95 Abs. 2, der 2. Unterabschnitt des 
8. Abschnitts des Allgemeinen Teils samt Überschriften, § 110, § 111, § 112, 
§ 113, § 117 Abs. 2, die Überschrift des 4. Unterabschnitts des 8. Abschnitts des 
Allgemeinen Teils, § 123 Abs. 2 und 3, § 124 Abs. 1, § 125a Abs. 2, § 125b 
Abs. 3, § 126 Abs. 1, § 127 Abs. 2 und 3, § 128a samt Überschrift, § 128b samt 
Überschrift, § 130 Abs. 1, § 131, § 132, § 135, § 135a Abs. 1 und 3, § 152d, 
§ 161, § 200k, § 221, § 231, § 243 samt Überschrift, § 249e, § 258 sowie 
Anlage 1 Z 1.3.11 und Z 1.3.12 mit 1. Juli 2019 in Kraft. 

1.3.11. die Leiterin oder der Leiter 
 a) der Bildungsdirektion für Burgenland, 
 b) der Bildungsdirektion für Kärnten, 
 c) der Bildungsdirektion für Salzburg, 
 d) der Bildungsdirektion für Tirol, 
 e) der Bildungsdirektion für Vorarlberg. 

1.3.11. die Leiterin oder der Leiter 
 a) der Bildungsdirektion für Burgenland, 
 b) der Bildungsdirektion für Kärnten, 
 c) der Bildungsdirektion für Salzburg, 
 d) der Bildungsdirektion für Tirol, 
 e) der Bildungsdirektion für Vorarlberg, 

 1.3.12. die Leiterin oder der Leiter der Bundesdisziplinarbehörde. 
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Artikel 2 
Änderung des Gehaltsgesetzes 1956 

In der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2013 – Pädagogischer Dienst, 
BGBl I Nr. 211/2013: 

 

§ 63. (1) Der Lehrperson, die mit der Wahrnehmung der Funktion Mentorin 
oder Mentor (§ 39a VBG) betraut ist, gebührt eine monatliche Vergütung. 

§ 63. (1) Der Lehrperson, die mit der Wahrnehmung der Funktion Mentorin 
oder Mentor (§ 39a VBG bzw. § 6 LVG) betraut ist, gebührt eine monatliche 
Vergütung. 

(2) … (2) … 
§ 175. (1) bis (97) … § 175. (1) bis (97) … 
 (98) § 63 Abs. 1 in der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2019, 

BGBl. I Nr. XXX/2019 tritt mit 1. September 2019 in Kraft. 

Artikel 3 
Änderung des Vertragsbedienstetengesetzs 1948 

§ 100. (1) bis (87) … § 100. (1) bis (87) … 
(87) In der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2019, BGBl. I Nr. 32/2019, 

treten in Kraft: 
 1. § 73 Abs. 3a, § 74 Abs. 2 Z 3 Schlusssatz und § 95 mit 1. Jänner 2019, 
 2. § 27e Abs. 3 und 4, § 36a Abs. 3 und § 36b Abs. 6 mit dem der 

Kundmachung folgenden Tag und ab diesem Tag ist § 1 Abs. 2 und 3 
Feiertagsruhegesetz 1957, BGBl. Nr. 153/1957, idF. des BGBl. I 
Nr. 22/2019, nicht anzuwenden. Ein Erholungsurlaubstag, der vor 
Inkrafttreten des § 27e Abs. 3 und 4 unter Anwendung des § 1 Abs. 2 
Feiertagsruhegesetz 1957 in Verbindung mit § 33a Abs. 29 
Arbeitsruhegesetz, BGBl. Nr. 144/1983, einseitig bestimmt wurde, gilt als 
einseitig bestimmter Erholungsurlaubstag gemäß § 27e Abs. 3. 

(88) In der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2019, BGBl. I Nr. 32/2019, 
treten in Kraft: 
 1. § 73 Abs. 3a, § 74 Abs. 2 Z 3 Schlusssatz und § 95 mit 1. Jänner 2019, 
 2. § 27e Abs. 3 und 4, § 36a Abs. 3 und § 36b Abs. 6 mit dem der 

Kundmachung folgenden Tag und ab diesem Tag ist § 1 Abs. 2 und 3 
Feiertagsruhegesetz 1957, BGBl. Nr. 153/1957, idF. des 
BGBl. I Nr. 22/2019, nicht anzuwenden. Ein Erholungsurlaubstag, der 
vor Inkrafttreten des § 27e Abs. 3 und 4 unter Anwendung des § 1 Abs. 2 
Feiertagsruhegesetz 1957 in Verbindung mit § 33a Abs. 29 
Arbeitsruhegesetz, BGBl. Nr. 144/1983, einseitig bestimmt wurde, gilt 
als einseitig bestimmter Erholungsurlaubstag gemäß § 27e Abs. 3. 
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Artikel 4 
Änderung des Heeresdisziplinargesetzes 2014 

 

Inhaltsverzeichnis 

§ 1. bis § 14. … 
§ 15. Disziplinarkommission 
§ 16. Bestellung der Kommissionsmitglieder 
§ 17. Ruhen und Enden der Mitgliedschaft zur Disziplinarkommission 
§ 18. Disziplinarsenate 
§ 19. … 
§ 20. Schriftführer, Personal- und Sachaufwand 
§ 21. bis § 58. … 

 
2. Hauptstück 

Besondere Verfahrensbestimmungen 
 

Inhaltsverzeichnis 

§ 1. bis § 14. … 
§ 15. Disziplinarsenate in der Bundesdisziplinarbehörde 
§ 16.  
§ 17.  
§ 18.  
§ 19. … 
§ 20.  
§ 21. bis § 58. … 

 
2. Hauptstück 

Verfahren vor der Bundesdisziplinarbehörde (Senatsverfahren) 
§ 3. (1) bis (3) … § 3. (1) bis (3) … 
(4) Der Lauf der Fristen nach den Abs. 1 bis 3 wird gehemmt (4) Der Lauf der Fristen nach den Abs. 1 bis 3 wird gehemmt 

 1. …  1. … 
 2. für den Zeitraum zwischen dem Erstatten der Strafanzeige durch den 

Disziplinarvorgesetzten oder der Disziplinarkommission und dem 
Einlangen 

 2. für den Zeitraum zwischen dem Erstatten der Strafanzeige durch den 
Disziplinarvorgesetzten oder durch die Bundesdisziplinarbehörde und 
dem Einlangen 

 a) und b) …  a) und b) … 
beim Disziplinarvorgesetzten oder der Disziplinarkommission oder beim Disziplinarvorgesetzten oder der Bundesdisziplinarbehörde oder 

 3. bis 5. …  3. bis 5. … 
wenn der der Pflichtverletzung zugrunde liegende Sachverhalt in allen diesen 
Fällen Gegenstand einer solchen Anzeige oder eines solchen Verfahrens ist. 

wenn der der Pflichtverletzung zugrunde liegende Sachverhalt in allen diesen 
Fällen Gegenstand einer solchen Anzeige oder eines solchen Verfahrens ist. 

§ 4. Liegt der Verdacht einer von Amts wegen zu verfolgenden gerichtlich 
strafbaren Handlung vor, die auch den Verdacht einer Pflichtverletzung begründet, 
so hat Strafanzeige an eine Staatsanwaltschaft zu erstatten 

§ 4. Liegt der Verdacht einer von Amts wegen zu verfolgenden gerichtlich 
strafbaren Handlung vor, die auch den Verdacht einer Pflichtverletzung 
begründet, so hat Strafanzeige an eine Staatsanwaltschaft zu erstatten 

 1. …  1. … 
 2. während eines bei ihr anhängigen Disziplinarverfahrens gegen den  2. während eines bei ihr anhängigen Disziplinarverfahrens gegen den 
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Verdächtigen die Disziplinarkommission. Verdächtigen die Bundesdisziplinarbehörde. 

Die Anzeigepflicht besteht nicht, wenn und solange hinreichende Gründe für die 
Annahme vorliegen, dass die gerichtliche Strafbarkeit der Tat binnen Kurzem 
durch schadensbereinigende Maßnahmen entfallen wird. 

Die Anzeigepflicht besteht nicht, wenn und solange hinreichende Gründe für die 
Annahme vorliegen, dass die gerichtliche Strafbarkeit der Tat binnen Kurzem 
durch schadensbereinigende Maßnahmen entfallen wird. 

§ 5. (1) und (2) … § 5. (1) und (2) … 
(3) Hat die Behörde Strafanzeige erstattet oder hat sie sonst Kenntnis von 

einem Strafverfahren nach der Strafprozessordnung 1975, so ist ein 
Disziplinarverfahren zu unterbrechen, bis 

(3) Hat die Behörde Strafanzeige erstattet oder hat sie sonst Kenntnis von 
einem Strafverfahren nach der Strafprozessordnung 1975, so ist ein 
Disziplinarverfahren zu unterbrechen, bis 

 1. die Mitteilung der Staatsanwaltschaft über die Einstellung des 
Ermittlungsverfahrens oder dessen Beendigung nach dem 11. Hauptstück 
der Strafprozessordnung 1975 beim Disziplinarvorgesetzten oder in den 
Fällen des § 4 Z 2 bei der Disziplinarkommission eingelangt ist oder 

 1. die Mitteilung der Staatsanwaltschaft über die Einstellung des 
Ermittlungsverfahrens oder dessen Beendigung nach dem 11. Hauptstück 
der Strafprozessordnung 1975 beim Disziplinarvorgesetzten oder in den 
Fällen des § 4 Z 2 bei der Bundesdisziplinarbehörde eingelangt ist oder 

 2. …  2. … 
(4) und (5) … (4) und (5) … 
§ 11. (1) Disziplinarbehörden sind § 11. (1) Disziplinarbehörden sind 

 1. …  1. … 
 2. die Disziplinarkommission.  2. die Bundesdisziplinarbehörde. 

(2) … (2) … 
Disziplinarkommission Disziplinarsenate in der Bundesdisziplinarbehörde 

§ 15. (1) Für Soldaten, die dem Bundesheer auf Grund eines 
Dienstverhältnisses angehören, und Berufssoldaten des Ruhestandes ist beim 
Bundesministerium für Landesverteidigung und Sport eine Disziplinarkommission 
einzurichten. 

§ 15. (1) Für Soldatinnen und Soldaten, die dem Bundesheer auf Grund eines 
Dienstverhältnisses angehören, und Berufssoldatinnen und Berufssoldaten des 
Ruhestandes sind in der Bundesdisziplinarbehörde eigene Disziplinarsenate 
einzurichten. Auf diese Disziplinarsenate sind die §§ 98 bis 101, § 102 Abs. 3  
sowie § 104 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 – BDG 1979, 
BGBl. Nr. 333/1979, über die Bundesdisziplinarbehörde, deren Mitglieder und 
deren Disziplinarsenate sowie über den Personal- und Sachaufwand mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass bei Soldatinnen und Soldaten als nebenberufliche 
Mitglieder der Bundesdisziplinarbehörde an die Stelle der (vorläufigen) 
Suspendierung nach § 100 Abs. 6 BDG 1979 die (vorläufige) Dienstenthebung 
tritt. 

(2) Die Disziplinarkommission hat zu bestehen aus dem Vorsitzenden sowie 
der erforderlichen Zahl von Stellvertretern des Vorsitzenden und von weiteren 
Mitgliedern. Die Disziplinarkommission hat in Senaten zu verhandeln und zu 
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entscheiden. 

(3) Die Mitglieder der Disziplinarkommission sind in Ausübung ihrer 
Aufgaben nach diesem Bundesgesetz selbständig und unabhängig. 

 

(4) Der Bundesminister für Landesverteidigung und Sport ist berechtigt, sich 
über alle Gegenstände der Geschäftsführung der Disziplinarkommission zu 
unterrichten. 

(2) Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Landesverteidigung 
ist berechtigt, sich über alle Gegenstände der Geschäftsführung der 
Disziplinarsenate nach Abs. 1 zu unterrichten. 
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Bestellung der Kommissionsmitglieder 

§ 16. (1) Die Mitglieder der Disziplinarkommission sind mit Wirkung vom 
1. Jänner eines Kalenderjahres für die Dauer von sechs Jahren zu bestellen. Im 
Bedarfsfall ist jedoch die Disziplinarkommission auch während dieser sechs Jahre 
durch die Bestellung zusätzlicher Mitglieder zu ergänzen. 

(2) Der Bundesminister für Landesverteidigung und Sport hat aus dem Kreis 
der Soldaten, die dem Bundesheer auf Grund eines Dienstverhältnisses angehören, 
zu bestellen 
 1. den Vorsitzenden der Disziplinarkommission und dessen Stellvertreter 

und 
 2. die Hälfte der weiteren Mitglieder der Disziplinarkommission. 
Zum Vorsitzenden oder Stellvertreter dürfen nur Offiziere in einem unbefristeten 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis bestellt werden. Diese müssen über 
ausreichende Kenntnisse und Erfahrungen im militärischen Disziplinarwesen 
verfügen. Der Vorsitzende der Disziplinarkommission muss rechtskundig sein. 

(3) Die zweite Hälfte der weiteren Mitglieder der Disziplinarkommission ist 
vom Zentralausschuss beim Bundesministerium für Landesverteidigung und Sport 
aus dem gleichen Personenkreis wie die übrigen weiteren Mitglieder zu bestellen. 
Bestellt der Zentralausschuss innerhalb eines Monates nach Aufforderung durch 
den Bundesminister für Landesverteidigung und Sport keine oder zu wenige 
Mitglieder für die Disziplinarkommission, so hat der Bundesminister für 
Landesverteidigung und Sport die erforderlichen Mitglieder selbst zu bestellen. 

(4) Zum Mitglied der Disziplinarkommission darf kein Soldat bestellt 
werden, 
 1. der außer Dienst gestellt ist oder 
 2. der, wenn auch nur vorläufig, vom Dienst enthoben ist oder 
 3. gegen den ein Disziplinarverfahren eingeleitet wurde, bis zu dessen 

Einstellung oder rechtskräftigem Abschluss, oder 
 4. der wegen einer von Amts wegen zu verfolgenden, mit Vorsatz 

begangenen gerichtlich strafbaren Handlung rechtskräftig verurteilt 
wurde, bis zu dem Zeitpunkt, ab dem über die Verurteilung keine oder nur 
beschränkte Auskunft aus dem Strafregister erteilt werden darf, oder 

 5. gegen den ein Strafverfahren nach der Strafprozessordnung 1975 
anhängig ist betreffend eine von Amts wegen zu verfolgende, mit Vorsatz 
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begangene gerichtlich strafbare Handlung oder 

 6. für den ein Führungsblatt angelegt ist. 
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Ruhen und Enden der Mitgliedschaft zur Disziplinarkommission 

§ 17. (1) Die Mitgliedschaft zur Disziplinarkommission ruht 
 1. während eines Strafverfahrens nach der Strafprozessordnung 1975 

betreffend eine von Amts wegen zu verfolgende, mit Vorsatz begangene 
gerichtlich strafbare Handlung ab dem Zeitpunkt der Rechtskraft einer 
Anklageerhebung oder 

 2. vom Zeitpunkt der Einleitung eines Disziplinarverfahrens bis zu dessen 
Einstellung oder rechtskräftigem Abschluss oder 

 3. während einer, wenn auch nur vorläufigen, Dienstenthebung oder 
 4. während einer Außerdienststellung oder 
 5. während einer gerechtfertigten Abwesenheit von mehr als drei Monaten 

oder 
 6. während einer Dienstleistung im Ausland. 

(2) Die Mitgliedschaft zur Disziplinarkommission endet mit 
 1. dem Ablauf der Bestellungsdauer oder 
 2. der Abberufung durch den Bundesminister für Landesverteidigung und 

Sport, wenn das Mitglied 
 a) auf Grund seiner gesundheitlichen Verfassung die mit seiner Funktion 

verbundenen Aufgaben dauernd nicht mehr erfüllen kann oder 
 b) die mit seiner Funktion verbundenen Pflichten grob verletzt oder 

dauernd vernachlässigt hat, 
oder 

 3. der Abberufung durch den Bundesminister für Landesverteidigung und 
Sport mit schriftlicher Zustimmung des Betroffenen, sofern dieser in 
keinem anhängigen Disziplinarverfahren als Senatsmitglied herangezogen 
ist, oder 

 4. dem Ausscheiden aus dem Präsenzstand oder 
 5. der rechtskräftigen gerichtlichen Verurteilung wegen einer von Amts 

wegen zu verfolgenden, mit Vorsatz begangenen gerichtlich strafbaren 
Handlung oder 

 6. der rechtskräftigen Verhängung einer Disziplinarstrafe oder eines 
Schuldspruches ohne Strafe. 

 

Disziplinarsenate  
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§ 18. (1) Die Senate der Disziplinarkommission (Disziplinarsenate) haben zu 

bestehen aus 
 1. dem Vorsitzenden der Disziplinarkommission oder einem seiner 

Stellvertreter als Senatsvorsitzendem und 
 2. zwei weiteren Mitgliedern. 
Jedes Kommissionsmitglied darf mehreren Senaten angehören. Eines der weiteren 
Mitglieder muss der vom Zentralausschuss oder vom Bundesminister für 
Landesverteidigung und Sport bestellten Personengruppe nach § 16 Abs. 3 
angehören. 

(2) Der Vorsitzende der Disziplinarkommission hat in einer 
Geschäftseinteilung 
 1. die Anzahl der Senate festzulegen, 
 2. die Kommissionsmitglieder den einzelnen Senaten zuzuordnen sowie die 

Senatsvorsitzenden und deren Stellvertreter zu bestimmen, 
 3. die Reihenfolge zu bestimmen, in der die einem Senat zugeordneten 

Kommissionsmitglieder als Senatsmitglieder heranzuziehen sind, 
 4. den Eintritt von Ersatzmitgliedern für den Fall der Verhinderung von 

Senatsmitgliedern zu regeln und 
 5. den Geschäftsbereich der Senate zu bestimmen. 
Diese Geschäftseinteilung ist jeweils bis zum Jahresende für das folgende 
Kalenderjahr zu erlassen. Die Geschäftseinteilung ist mit dem Hinweis, dass sie 
vom Vorsitzenden der Disziplinarkommission erlassen wurde, öffentlich 
kundzumachen. 

(3) Während des laufenden Kalenderjahres darf eine Änderung der 
Geschäftseinteilung nur vorgenommen werden, wenn dies auf Grund einer 
Bestellung zusätzlicher Kommissionsmitglieder oder zur Beseitigung von 
Mängeln der Geschäftseinteilung notwendig ist. 

(4) Als weitere Mitglieder eines Senates dürfen in Disziplinarverfahren gegen 
Offiziere nur Offiziere, in allen anderen Verfahren nur Unteroffiziere tätig werden. 
Die Besetzung eines Senates wird von einer während eines Disziplinarverfahrens 
eintretenden Änderung der Dienstgrade dieser Mitglieder nicht berührt. 

§ 19. (1) Zur Vertretung der dienstlichen Interessen im 
Kommissionsverfahren sind ein Disziplinaranwalt und die erforderliche Anzahl 

§ 19. (1) Zur Vertretung der dienstlichen Interessen im Verfahren vor der 
Bundesdisziplinarbehörde sind eine Disziplinaranwältin oder ein 
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von Stellvertretern vom Bundesminister für Landesverteidigung und Sport aus 
dem Kreis jener Offiziere zu bestellen, die dem Bundesheer auf Grund eines 
Dienstverhältnisses angehören. Von der Bestellung sind Personen ausgenommen, 
bei denen ein Ausschließungsgrund für die Bestellung zum Kommissionsmitglied 
nach § 16 Abs. 4 vorliegt. Hinsichtlich des Bestellungszeitraumes gilt § 16 Abs. 1, 
hinsichtlich der Voraussetzungen für das Ruhen und Enden der Funktion § 17. Der 
Disziplinaranwalt und seine vor dem Bundesverwaltungsgericht tätigen 
Stellvertreter müssen rechtskundig sein. 

Disziplinaranwalt und die erforderliche Anzahl von Stellvertreterinnen und  
Stellvertretern von der Bundesministerin oder vom Bundesminister für 
Landesverteidigung aus dem Kreis jener Offizierinnen und Offiziere zu bestellen, 
die dem Bundesheer auf Grund eines Dienstverhältnisses angehören. Die 
Disziplinaranwältin oder der Disziplinaranwalt und ihre oder seine 
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter müssen rechtskundig sein. 
Zur Disziplinaranwältin oder zum Disziplinaranwalt darf keine Offizierin oder 
kein Offizier bestellt werden, 

  1. die oder der außer Dienst gestellt ist oder 
 2. die oder der, wenn auch nur vorläufig, vom Dienst enthoben ist oder 
 3. gegen die oder den ein Disziplinarverfahren eingeleitet wurde, bis zu 

dessen Einstellung oder rechtskräftigem Abschluss, oder 
 4. die oder der wegen einer von Amts wegen zu verfolgenden, mit Vorsatz 

begangenen gerichtlich strafbaren Handlung rechtskräftig verurteilt 
wurde, bis zu dem Zeitpunkt, ab dem über die Verurteilung keine oder 
nur beschränkte Auskunft aus dem Strafregister erteilt werden darf, oder 

 5. gegen die oder den ein Strafverfahren nach der 
Strafprozessordnung 1975 anhängig ist betreffend eine von Amts wegen 
zu verfolgende, mit Vorsatz begangene gerichtlich strafbare Handlung 
oder 

 6. für die oder den ein Führungsblatt angelegt ist. 
 Hinsichtlich des Bestellungszeitraumes gilt § 103 Abs. 1 BDG 1979, hinsichtlich 

der Voraussetzungen für das Ruhen und Enden der Funktion § 100 Abs. 6 bis 8 
BDG 1979. 

(2) Der Disziplinaranwalt ist an die Weisungen des Bundesministers für 
Landesverteidigung und Sport gebunden. Er ist berechtigt, gegen Bescheide der 
Disziplinarkommission Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht sowie 
gegen Erkenntnisse und Beschlüsse des Bundesverwaltungsgerichtes nach diesem 
Bundesgesetz auch Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

(2) Die Disziplinaranwältin oder der Disziplinaranwalt ist an die Weisungen 
der Bundesministerin oder des Bundesministers für Landesverteidigung 
gebunden. Sie oder er ist berechtigt, gegen Bescheide der 
Bundesdisziplinarbehörde Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht sowie 
gegen Erkenntnisse und Beschlüsse des Bundesverwaltungsgerichtes nach diesem 
Bundesgesetz auch Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 
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Schriftführer, Personal- und Sachaufwand 

§ 20. (1) Für die Disziplinarkommission sind Schriftführer vom 
Bundesminister für Landesverteidigung und Sport aus dem Kreis der in seinem 
Zuständigkeitsbereich Dienst versehenden Bediensteten zu bestellen. Von der 
Bestellung sind Personen ausgeschlossen, bei denen ein Ausschließungsgrund für 
die Bestellung zum Kommissionsmitglied nach § 16 Abs. 4 vorliegt. Hinsichtlich 
des Bestellungszeitraumes gilt § 16 Abs. 1, hinsichtlich der Voraussetzungen für 
das Ruhen und Enden der Funktion § 17. 

(2) Für die Besorgung der Kanzleigeschäfte der Disziplinarkommission und 
für deren Sacherfordernisse hat das Bundesministerium für Landesverteidigung 
und Sport aufzukommen. 

 

§ 21. Ein Disziplinarverfahren ist durchzuführen als § 21. Ein Disziplinarverfahren ist durchzuführen als 
 1. …  1. … 
 2. Kommissionsverfahren.  2. Verfahren vor der Bundesdisziplinarbehörde (Senatsverfahren). 
Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht betreffend Beschwerden gegen 
Entscheidungen über Pflichtverletzungen in einem Verfahren nach Z 1 und 2 
gelten, sofern nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, auch als 
Disziplinarverfahren nach diesem Bundesgesetz. 

Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht betreffend Beschwerden gegen 
Entscheidungen über Pflichtverletzungen in einem Verfahren nach Z 1 und 2 
gelten, sofern nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, auch als 
Disziplinarverfahren nach diesem Bundesgesetz. 

§ 23. Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, sind 
folgende Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 
(AVG), BGBl. Nr. 51, anzuwenden: 

§ 23. Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, sind 
folgende Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 
(AVG), BGBl. Nr. 51, anzuwenden: 

 1. im Kommandanten- und im Kommissionsverfahren  1. im Kommandanten- und im Senatsverfahren 
Tabelle … Tabelle … 

 2. im Kommissionsverfahren auch  2. im Senatsverfahren auch 
Tabelle … Tabelle … 
§ 25. (1) Disziplinarverfahren sind, sofern dieselbe Behörde zuständig ist, zu 

verbinden 
§ 25. (1) Disziplinarverfahren sind, sofern dieselbe Behörde zuständig ist, zu 

verbinden 
 1. und 2. …  1. und 2. … 
Ist im Falle der Z 2 ein Kommissionsverfahren gegen Offiziere und andere 
Beschuldigte zu verbinden, so haben abweichend von § 18 Abs. 4 als weitere 
Mitglieder des Senates ein Offizier und ein Unteroffizier tätig zu werden. § 18 
Abs. 1 letzter Satz über die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Personengruppe 
bleibt dabei unberührt. 

Ist im Falle der Z 2 ein Senatsverfahren gegen Offiziere und andere Beschuldigte 
zu verbinden, so haben abweichend von § 18 Abs. 4 als weitere Mitglieder des 
Senates ein Offizier und ein Unteroffizier tätig zu werden. § 18 Abs. 1 letzter Satz 
über die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Personengruppe bleibt dabei 
unberührt. 
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(2) … (2) … 
(3) Im Kommissionsverfahren dürfen mündliche Verhandlungen unter den 

Voraussetzungen des Abs. 1 Z 1 und 2 zusammengelegt werden, sofern das 
Verfahren durch diese Zusammenlegung vereinfacht wird. Für solche mündlichen 
Verhandlungen haben die Senate einvernehmlich einen Verhandlungsleiter zu 
bestimmen. Die Beratung und die Beschlussfassung sind jedoch gesondert 
durchzuführen. 

(3) Im Senatsverfahren dürfen mündliche Verhandlungen unter den 
Voraussetzungen des Abs. 1 Z 1 und 2 zusammengelegt werden, sofern das 
Verfahren durch diese Zusammenlegung vereinfacht wird. Für solche mündlichen 
Verhandlungen haben die Senate einvernehmlich einen Verhandlungsleiter zu 
bestimmen. Die Beratung und die Beschlussfassung sind jedoch gesondert 
durchzuführen. 

§ 27. (1) Partei im Disziplinarverfahren ist der Beschuldigte. Zusätzlich ist 
der Disziplinaranwalt Partei in 

§ 27. (1) Partei im Disziplinarverfahren ist der Beschuldigte. Zusätzlich ist 
der Disziplinaranwalt Partei in 

 1. Kommissionsverfahren,  1. Senatsverfahren, 
 2. Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht gegen 

Bescheide der Disziplinarkommission und 
 2. Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht gegen 

Bescheide der Bundesdisziplinarbehörde und 
 3. …  3. … 

(2) … (2) … 
(3) Im Kommissionsverfahren stehen dem Disziplinaranwalt und dem 

Verdächtigen ab dem jeweiligen Einlangen der Disziplinaranzeige die einer Partei 
im Disziplinarverfahren zukommenden Rechte zu. 

(3) Im Senatsverfahren stehen dem Disziplinaranwalt und dem Verdächtigen 
ab dem jeweiligen Einlangen der Disziplinaranzeige die einer Partei im 
Disziplinarverfahren zukommenden Rechte zu. 

§ 28. (1) Der Beschuldigte kann sich im Kommandanten- und 
Kommissionsverfahren selbst verteidigen oder nach seiner Wahl verteidigen 
lassen durch 

§ 28. (1) Der Beschuldigte kann sich im Kommandanten- und 
Senatsverfahren selbst verteidigen oder nach seiner Wahl verteidigen lassen 
durch 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
Der Verteidiger hat sich durch eine schriftliche Vollmacht auszuweisen. Schreitet 
ein Rechtsanwalt oder Verteidiger in Strafsachen ein, so ersetzt die Berufung auf 
die ihm erteilte Vollmacht deren schriftlichen Nachweis. Vor der 
Disziplinarbehörde kann eine Vollmacht auch mündlich erteilt werden. Die 
genannten Personen sind dem Beschuldigten zur Übernahme der Verteidigung 
nicht verpflichtet. 

Der Verteidiger hat sich durch eine schriftliche Vollmacht auszuweisen. Schreitet 
ein Rechtsanwalt oder Verteidiger in Strafsachen ein, so ersetzt die Berufung auf 
die ihm erteilte Vollmacht deren schriftlichen Nachweis. Vor der 
Disziplinarbehörde kann eine Vollmacht auch mündlich erteilt werden. Die 
genannten Personen sind dem Beschuldigten zur Übernahme der Verteidigung 
nicht verpflichtet. 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 
§ 29. (1) … § 29. (1) … 
(2) Im Kommissionsverfahren sind schriftliche Ausfertigungen von 

Disziplinarerkenntnissen sowie Beschlüsse, die außerhalb der mündlichen 
Verhandlung gefasst werden, zuzustellen 

(2) Im Senatsverfahren sind schriftliche Ausfertigungen von 
Disziplinarerkenntnissen sowie Beschlüsse, die außerhalb der mündlichen 
Verhandlung gefasst werden, zuzustellen 
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 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

§ 34. (1) und (2) … § 34. (1) und (2) … 
(3) Eine Person, gegen die eine Disziplinaranzeige erstattet oder ein 

Disziplinarverfahren eingeleitet worden ist, darf veröffentlichen die Tatsache 
(3) Eine Person, gegen die eine Disziplinaranzeige erstattet oder ein 

Disziplinarverfahren eingeleitet worden ist, darf veröffentlichen die Tatsache 
 1. …  1. … 
 2. der Einstellung des Kommandantenverfahrens, ausgenommen bei einem 

Soldaten, der dem Bundesheer auf Grund eines Dienstverhältnisses 
angehört, wegen 

 2. der Einstellung des Kommandantenverfahrens, ausgenommen bei einem 
Soldaten, der dem Bundesheer auf Grund eines Dienstverhältnisses 
angehört, wegen 

 a) der Erstattung einer Disziplinaranzeige oder eines Antrages auf 
Einleitung eines Kommissionsverfahrens oder 

 a) der Erstattung einer Disziplinaranzeige oder eines Antrages auf 
Einleitung eines Senatsverfahrens oder 

 b) … 
oder 

 b) … 
oder 

 3. der rechtskräftigen Einstellung des Kommissionsverfahrens  3. der rechtskräftigen Einstellung des Senatsverfahrens  
(4) bis (6) … (4) bis (6) … 
§ 35. (1) und (2) … § 35. (1) und (2) … 
(3) In Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht gegen Bescheide nach 

diesem Bundesgesetz kann der Bundesminister für Landesverteidigung und Sport 
jederzeit an Stelle der belangten Behörde eintreten. Dies gilt nicht in Verfahren 
gegen Entscheidungen der Disziplinarkommission. 

(3) In Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht gegen Bescheide nach 
diesem Bundesgesetz kann die Bundesministerin oder der Bundesminister für 
Landesverteidigung jederzeit an Stelle der belangten Behörde eintreten. Dies gilt 
nicht in Verfahren gegen Entscheidungen der Bundesdisziplinarbehörde. 

§ 36. (1) bis (4) … § 36. (1) bis (4) … 
(5) Die Wiederaufnahmefristen von drei Jahren nach § 69 Abs. 2 und 3 AVG 

betragen im Kommissionsverfahren zehn Jahre. 
(5) Die Wiederaufnahmefristen von drei Jahren nach § 69 Abs. 2 und 3 AVG 

betragen im Senatsverfahren zehn Jahre. 
(6) und (7) … (6) und (7) … 
§ 38. (1) Die Kosten des Disziplinarverfahrens sind vom Bund zu tragen. 

Wurde im Kommissionsverfahren oder im Verfahren vor dem 
Bundesverwaltungsgericht gegen ein Erkenntnis der Disziplinarkommission eine 
Geldbuße oder eine Geldstrafe verhängt, so hat der Bestrafte dem Bund einen 
Kostenbeitrag in Höhe von 10 vH der festgesetzten Strafe, höchstens jedoch 360 € 
zu leisten. 

§ 38. (1) Die Kosten des Disziplinarverfahrens sind vom Bund zu tragen. 
Wurde im Senatsverfahren oder im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 
gegen ein Erkenntnis der Bundesdisziplinarbehörde eine Geldbuße oder eine 
Geldstrafe verhängt, so hat der Bestrafte dem Bund einen Kostenbeitrag in Höhe 
von 10 vH der festgesetzten Strafe, höchstens jedoch 360 € zu leisten. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 
§ 39. Mit der Bestellung § 39. Mit der Bestellung 
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 1. zum Mitglied der Disziplinarkommission oder  1. zum Mitglied der Bundesdisziplinarbehörde oder 
 2. und 3. …  2. und 3. … 
sind diese Organe zur Wahrnehmung aller ihnen nach diesem Bundesgesetz 
jeweils obliegenden Aufgaben verpflichtet. 

sind diese Organe zur Wahrnehmung aller ihnen nach diesem Bundesgesetz 
jeweils obliegenden Aufgaben verpflichtet. 

§ 40. (1) und (2) … § 40. (1) und (2) … 
(3) Jede vorläufige Dienstenthebung ist von dem Organ, das diese Maßnahme 

verfügt hat, unverzüglich der Disziplinarkommission mitzuteilen. Fallen die für 
die vorläufige Dienstenthebung maßgebenden Umstände vor dieser Mitteilung 
weg, so hat dieses Organ die vorläufige Dienstenthebung unverzüglich 
aufzuheben. Die Kommission hat mit Beschluss die Dienstenthebung zu verfügen 
oder nicht zu verfügen. Die vorläufige Dienstenthebung endet jedenfalls mit dem 
Tag, an dem dieser Beschluss dem Betroffenen zugestellt wird. 

(3) Jede vorläufige Dienstenthebung ist von dem Organ, das diese 
Maßnahme verfügt hat, unverzüglich der Bundesdisziplinarbehörde mitzuteilen. 
Fallen die für die vorläufige Dienstenthebung maßgebenden Umstände vor dieser 
Mitteilung weg, so hat dieses Organ die vorläufige Dienstenthebung unverzüglich 
aufzuheben. Die Bundesdisziplinarbehörde hat mit Beschluss die 
Dienstenthebung zu verfügen oder nicht zu verfügen. Die vorläufige 
Dienstenthebung endet jedenfalls mit dem Tag, an dem dieser Beschluss dem 
Betroffenen zugestellt wird. 

(4) Ist bei der Disziplinarkommission oder beim Bundesverwaltungsgericht 
bereits ein Verfahren anhängig, so ist gegen den Beschuldigten wegen der diesem 
Verfahren zugrunde liegenden Pflichtverletzung eine vorläufige Dienstenthebung 
nicht zulässig. In diesem Fall hat bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Abs. 1 
jedenfalls die Disziplinarkommission unmittelbar die Dienstenthebung zu 
verfügen. 

(4) Ist bei der Bundesdisziplinarbehörde oder beim 
Bundesverwaltungsgericht bereits ein Verfahren anhängig, so ist gegen den 
Beschuldigten wegen der diesem Verfahren zugrunde liegenden Pflichtverletzung 
eine vorläufige Dienstenthebung nicht zulässig. In diesem Fall hat bei Vorliegen 
der Voraussetzungen nach Abs. 1 jedenfalls die Bundesdisziplinarbehörde 
unmittelbar die Dienstenthebung zu verfügen. 

(5) … (5) … 
(6) Die Dienstenthebung endet spätestens mit der Einstellung oder dem 

rechtskräftigen Abschluss des Disziplinarverfahrens. Fallen die für die 
Dienstenthebung maßgebenden Umstände vorher weg, so ist die Dienstenthebung 
von der Disziplinarkommission unverzüglich aufzuheben. 

(6) Die Dienstenthebung endet spätestens mit der Einstellung oder dem 
rechtskräftigen Abschluss des Disziplinarverfahrens. Fallen die für die 
Dienstenthebung maßgebenden Umstände vorher weg, so ist die Dienstenthebung 
von der Bundesdisziplinarbehörde unverzüglich aufzuheben. 

§ 41. (1) Jede durch Beschluss der Disziplinarkommission verfügte 
Dienstenthebung hat die Kürzung der jeweiligen Dienstbezüge auf zwei Drittel für 
die Dauer der Enthebung zur Folge. Die Disziplinarkommission kann diese 
Kürzung 

§ 41. (1) Jede durch Beschluss der Bundesdisziplinarbehörde verfügte 
Dienstenthebung hat die Kürzung der jeweiligen Dienstbezüge auf zwei Drittel 
für die Dauer der Enthebung zur Folge. Die Bundesdisziplinarbehörde kann diese 
Kürzung 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
vermindern oder aufheben, soweit dies unbedingt erforderlich ist zur 
Aufrechterhaltung des notwendigen Lebensunterhaltes des Enthobenen und seiner 
Familienangehörigen, für die er sorgepflichtig ist. 

vermindern oder aufheben, soweit dies unbedingt erforderlich ist zur 
Aufrechterhaltung des notwendigen Lebensunterhaltes des Enthobenen und seiner 
Familienangehörigen, für die er sorgepflichtig ist. 

(2) Tritt in den Umständen, die für eine Verminderung oder Aufhebung der (2) Tritt in den Umständen, die für eine Verminderung oder Aufhebung der 
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Bezugskürzung maßgebend waren, während der Dienstenthebung eine wesentliche 
Änderung ein, so hat die Kommission über diese Verminderung oder Aufhebung 
neu zu entscheiden 

Bezugskürzung maßgebend waren, während der Dienstenthebung eine 
wesentliche Änderung ein, so hat die Bundesdisziplinarbehörde über diese 
Verminderung oder Aufhebung neu zu entscheiden 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
(3) und (4) … (3) und (4) … 
§ 42. (1) … § 42. (1) … 
(2) Auf das Verfahren über die Dienstenthebung und über die Verminderung 

oder Aufhebung der Bezugskürzung sind die Bestimmungen über das 
Kommissionsverfahren mit der Maßgabe anzuwenden, dass 

(2) Auf das Verfahren über die Dienstenthebung und über die Verminderung 
oder Aufhebung der Bezugskürzung sind die Bestimmungen über das 
Senatsverfahren mit der Maßgabe anzuwenden, dass 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
§ 43. Auf Soldaten, die Präsenzdienst leisten, sind die §§ 40 bis 42 nach 

Maßgabe der folgenden Bestimmungen anzuwenden: 
§ 43. Auf Soldaten, die Präsenzdienst leisten, sind die §§ 40 bis 42 nach 

Maßgabe der folgenden Bestimmungen anzuwenden: 
 1. Wahrzunehmen sind die Aufgaben  1. Wahrzunehmen sind die Aufgaben 
 a) …  a) … 
 b) der Disziplinarkommission vom Disziplinarvorgesetzten.  b) der Bundesdisziplinarbehörde vom Disziplinarvorgesetzten. 

Ist der Soldat zum Zeitpunkt des Eintrittes der Voraussetzungen für die 
vorläufige Dienstenthebung nach § 40 Abs. 1 der Befehlsgewalt seines 
Einheitskommandanten nicht unterstellt, so tritt an die Stelle dieses 
Organs der dem Soldaten zu diesem Zeitpunkt vorgesetzte Kommandant 
nach § 12. 

Ist der Soldat zum Zeitpunkt des Eintrittes der Voraussetzungen für die 
vorläufige Dienstenthebung nach § 40 Abs. 1 der Befehlsgewalt seines 
Einheitskommandanten nicht unterstellt, so tritt an die Stelle dieses 
Organs der dem Soldaten zu diesem Zeitpunkt vorgesetzte Kommandant 
nach § 12. 

 2. bis 5. …  2. bis 5. … 
§ 52. (1) und (2) … § 52. (1) und (2) … 
(3) Für die Ermittlung der Bemessungsgrundlage maßgebend ist im 

Kommandantenverfahren der Zeitpunkt der Entscheidungsverkündung, bei 
schriftlicher Entscheidung der Zeitpunkt der Unterfertigung und im 
Kommissionsverfahren jener der Beschlussfassung. Gebühren dem Bestraften die 
Dienstbezüge im maßgebenden Monat nicht für den vollen Monat, so gilt das 
Dreißigfache der für den maßgebenden Tag gebührenden Dienstbezüge als 
Bemessungsgrundlage. Gebühren im jeweiligen Wehrdienst für den maßgebenden 
Monat oder Tag keine Dienstbezüge, so sind die Dienstbezüge im letzten 
vorangegangenen Monat oder Tag dieser Wehrdienstleistung, für den ein solcher 
Anspruch bestand, heranzuziehen. Ist auch auf diese Weise keine 

(3) Für die Ermittlung der Bemessungsgrundlage maßgebend ist im 
Kommandantenverfahren der Zeitpunkt der Entscheidungsverkündung, bei 
schriftlicher Entscheidung der Zeitpunkt der Unterfertigung und im 
Senatsverfahren jener der Beschlussfassung. Gebühren dem Bestraften die 
Dienstbezüge im maßgebenden Monat nicht für den vollen Monat, so gilt das 
Dreißigfache der für den maßgebenden Tag gebührenden Dienstbezüge als 
Bemessungsgrundlage. Gebühren im jeweiligen Wehrdienst für den 
maßgebenden Monat oder Tag keine Dienstbezüge, so sind die Dienstbezüge im 
letzten vorangegangenen Monat oder Tag dieser Wehrdienstleistung, für den ein 
solcher Anspruch bestand, heranzuziehen. Ist auch auf diese Weise keine 
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Bemessungsgrundlage ermittelbar, so sind hiefür als fiktive Dienstbezüge jene 
Geldleistungen heranzuziehen, die dem Bestraften im Falle eines Anspruches auf 
Dienstbezüge gebührt hätten 

Bemessungsgrundlage ermittelbar, so sind hiefür als fiktive Dienstbezüge jene 
Geldleistungen heranzuziehen, die dem Bestraften im Falle eines Anspruches auf 
Dienstbezüge gebührt hätten 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
(4) … (4) … 
§ 62. (1) bis (3) … § 62. (1) bis (3) … 
(4) Wird hinsichtlich der dem Verfahren zugrunde liegenden 

Pflichtverletzung eine Disziplinaranzeige erstattet, so gilt das Verfahren ab dem 
Zeitpunkt der Erstattung dieser Anzeige als eingestellt. Dies gilt auch, wenn der 
Beschuldigte hinsichtlich einer solchen Pflichtverletzung die Einleitung eines 
Kommissionsverfahrens gegen sich selbst beantragt, ab dem Zeitpunkt des 
Einlangens dieses Antrages beim Disziplinarvorgesetzten. 

(4) Wird hinsichtlich der dem Verfahren zugrunde liegenden 
Pflichtverletzung eine Disziplinaranzeige erstattet, so gilt das Verfahren ab dem 
Zeitpunkt der Erstattung dieser Anzeige als eingestellt. Dies gilt auch, wenn der 
Beschuldigte hinsichtlich einer solchen Pflichtverletzung die Einleitung eines 
Senatsverfahrens gegen sich selbst beantragt, ab dem Zeitpunkt des Einlangens 
dieses Antrages beim Disziplinarvorgesetzten. 

(5) … (5) … 

2. Abschnitt 
Kommissionsverfahren 

2. Abschnitt 
Verfahren vor der Bundesdisziplinarbehörde (Senatsverfahren) 

§ 68. (1) Gelangt dem jeweiligen Disziplinarvorgesetzten der Verdacht einer 
Pflichtverletzung 

§ 68. (1) Gelangt dem jeweiligen Disziplinarvorgesetzten der Verdacht einer 
Pflichtverletzung 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
zur Kenntnis und liegen im Falle der Z 1 die Voraussetzungen für das 
Kommandantenverfahren nicht vor, so hat der Disziplinarvorgesetzte nach den 
erforderlichen Erhebungen zur vorläufigen Klarstellung des Sachverhaltes 
schriftlich eine Disziplinaranzeige an die Disziplinarkommission zu erstatten. 
Gleichzeitig hat der Disziplinarvorgesetzte je eine Abschrift der 
Disziplinaranzeige dem Disziplinaranwalt sowie dem Verdächtigen zu 
übermitteln. 

zur Kenntnis und liegen im Falle der Z 1 die Voraussetzungen für das 
Kommandantenverfahren nicht vor, so hat der Disziplinarvorgesetzte nach den 
erforderlichen Erhebungen zur vorläufigen Klarstellung des Sachverhaltes 
schriftlich eine Disziplinaranzeige an die Bundesdisziplinarbehörde zu erstatten. 
Gleichzeitig hat der Disziplinarvorgesetzte je eine Abschrift der 
Disziplinaranzeige dem Disziplinaranwalt sowie dem Verdächtigen zu 
übermitteln. 

(2) Personen nach Abs. 1 Z 1 und 2 haben das Recht, bei ihrem 
Disziplinarvorgesetzten schriftlich die Einleitung eines Kommissionsverfahrens 
gegen sich selbst zu beantragen. Dieser Antrag ist unverzüglich der 
Disziplinarkommission und dem Disziplinaranwalt zu übermitteln und wie eine 
Disziplinaranzeige zu behandeln. 

(2) Personen nach Abs. 1 Z 1 und 2 haben das Recht, bei ihrem 
Disziplinarvorgesetzten schriftlich die Einleitung eines Senatsverfahrens gegen 
sich selbst zu beantragen. Dieser Antrag ist unverzüglich der 
Bundesdisziplinarbehörde und dem Disziplinaranwalt zu übermitteln und wie 
eine Disziplinaranzeige zu behandeln. 

§ 69. (1) Die Senate haben mit Stimmenmehrheit zu entscheiden. Die § 69. (1) Die Senate haben mit Stimmenmehrheit zu entscheiden. Die 
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Disziplinarstrafen Disziplinarstrafen 
 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
dürfen im Verfahren vor der Disziplinarkommission jedoch nur einstimmig 
verhängt werden. Eine Stimmenthaltung ist unzulässig. Der Vorsitzende hat seine 
Stimme zuletzt abzugeben. 

dürfen im Verfahren vor der Bundesdisziplinarbehörde jedoch nur einstimmig 
verhängt werden. Eine Stimmenthaltung ist unzulässig. Die oder der 
Senatsvorsitzende hat seine Stimme zuletzt abzugeben. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
(4) Die Beratung und die Abstimmung des Senates sind vertraulich. Über die 

Beratung und die Abstimmung ist ein Protokoll zu führen, das vom Vorsitzenden 
und vom Schriftführer zu unterfertigen ist. 

(4) Die Beratung und die Abstimmung des Senates sind vertraulich. Über die 
Beratung und die Abstimmung ist ein Protokoll zu führen, das von der 
Senatsvorsitzenden oder vom Senatsvorsitzenden und vom Schriftführer zu 
unterfertigen ist. 

(5) … (5) … 
§ 71. Im Kommissionsverfahren ist § 28 mit folgenden Maßgaben 

anzuwenden: 
§ 71. Im Senatsverfahren ist § 28 mit folgenden Maßgaben anzuwenden: 

 1. Der auf Verlangen des Beschuldigten als Verteidiger zu bestellende 
Soldat ist vom Bundesminister für Landesverteidigung und Sport zu 
bestellen. 

 2. Soldaten, die zum Mitglied der Disziplinarkommission oder zum 
Disziplinaranwalt oder zu dessen Stellvertreter oder als fachkundiger 
Laienrichter nach § 75 bestellt sind, dürfen die Verteidigung für die Dauer 
dieser Bestellung nicht übernehmen. 

 3. … 

 1. Der auf Verlangen des Beschuldigten als Verteidiger zu bestellende 
Soldat ist von der Bundesministerin oder vom Bundesminister für 
Landesverteidigung zu bestellen. 

 2. Soldaten, die zum Mitglied der Bundesdisziplinarbehörde oder zum 
Disziplinaranwalt oder zu dessen Stellvertreter oder als fachkundiger 
Laienrichter nach § 75 bestellt sind, dürfen die Verteidigung für die 
Dauer dieser Bestellung nicht übernehmen. 

 3. … 
§ 72. (1) Der Vorsitzende der Disziplinarkommission hat die 

Disziplinaranzeige dem zuständigen Senat zur Entscheidung darüber zuzuweisen, 
ob ein Disziplinarverfahren durchzuführen ist. Die hiefür notwendigen 
Erhebungen sind auf Verlangen des Senatsvorsitzenden vom 
Disziplinarvorgesetzten des Verdächtigen durchzuführen oder zu veranlassen. 

§ 72. (1) Die Senatsvorsitzende oder der Senatsvorsitzende der 
Bundesdisziplinarbehörde hat die Disziplinaranzeige dem zuständigen Senat zur 
Entscheidung darüber zuzuweisen, ob ein Disziplinarverfahren durchzuführen ist. 
Die hiefür notwendigen Erhebungen sind auf Verlangen des Senatsvorsitzenden 
vom Disziplinarvorgesetzten des Verdächtigen durchzuführen oder zu 
veranlassen. 

(2) Ist nach Durchführung der notwendigen Erhebungen der Sachverhalt 
ausreichend geklärt, so hat der Senat 
 1. und 2. … 

(2) Ist nach Durchführung der notwendigen Erhebungen der Sachverhalt 
ausreichend geklärt, so hat der Senat 
 1. und 2. … 

Im Einleitungsbeschluss sind die Anschuldigungspunkte im Einzelnen 
anzuführen und die Durchführung einer mündlichen Verhandlung anzuordnen. 

Im Einleitungsbeschluss sind die Anschuldigungspunkte im Einzelnen 
anzuführen und die Durchführung einer mündlichen Verhandlung anzuordnen. 
Über Beschwerden nach Z 1 und 2 hat das Bundesverwaltungsgericht 
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ehestmöglich, längstens jedoch binnen sechs Wochen ab deren Vorlage bei 
diesem Gericht zu entscheiden. 

(3) bis (6) … (3) bis (6) … 
§ 73. (1) und (2) … § 73. (1) und (2) … 
(3) Die mündliche Verhandlung hat mit der Verlesung des 

Einleitungsbeschlusses zu beginnen. Sodann ist der Beschuldigte zu vernehmen. 
Nach dieser Vernehmung sind die Beweise in der vom Senatsvorsitzenden 
bestimmten Reihenfolge aufzunehmen. Die Parteien haben das Recht, 
Beweisanträge zu stellen. Über die Berücksichtigung dieser Anträge hat der 
Senatsvorsitzende zu entscheiden. Die übrigen Senatsmitglieder haben jedoch das 
Recht, eine Beschlussfassung des Senates über die Berücksichtigung der 
Beweisanträge zu verlangen. Gegen die Entscheidung des Vorsitzenden oder des 
Senates über Beweisanträge ist kein abgesondertes Rechtsmittel zulässig. 

(3) Die mündliche Verhandlung hat mit der Verlesung des 
Einleitungsbeschlusses zu beginnen. Sodann ist der Beschuldigte zu vernehmen. 
Nach dieser Vernehmung sind die Beweise in der von der Senatsvorsitzenden 
oder vom Senatsvorsitzenden bestimmten Reihenfolge aufzunehmen. Die 
Parteien haben das Recht, Beweisanträge zu stellen. Über die Berücksichtigung 
dieser Anträge hat die oder der Senatsvorsitzende zu entscheiden. Die übrigen 
Senatsmitglieder haben jedoch das Recht, eine Beschlussfassung des Senates über 
die Berücksichtigung der Beweisanträge zu verlangen. Gegen die Entscheidung 
der Senatsvorsitzenden oder des Senatsvorsitzenden oder des Senates über 
Beweisanträge ist kein abgesondertes Rechtsmittel zulässig. 

(4) Der Vorsitzende ist berechtigt, die mündliche Verhandlung nach 
Notwendigkeit zu unterbrechen oder zu vertagen. 

(4) Die Senatsvorsitzende oder der Senatsvorsitzende ist berechtigt, die 
mündliche Verhandlung nach Notwendigkeit zu unterbrechen oder zu vertagen. 

(5) … (5) … 
(6) Wurde eine mündliche Verhandlung vertagt, so hat der Vorsitzende bei 

der Fortsetzung der Verhandlung die wesentlichen Vorgänge der vertagten 
Verhandlung nach dem Protokoll und den sonst zu berücksichtigenden Akten 
mündlich vorzutragen. Die Verhandlung ist jedoch zu wiederholen, wenn sich die 
Zusammensetzung des Senates geändert hat oder seit der Vertagung mehr als 
sechs Monate verstrichen sind. 

(6) Wurde eine mündliche Verhandlung vertagt, so hat die oder der 
Senatsvorsitzende bei der Fortsetzung der Verhandlung die wesentlichen 
Vorgänge der vertagten Verhandlung nach dem Protokoll und den sonst zu 
berücksichtigenden Akten mündlich vorzutragen. Die Verhandlung ist jedoch zu 
wiederholen, wenn sich die Zusammensetzung des Senates geändert hat oder seit 
der Vertagung mehr als sechs Monate verstrichen sind. 

(7) Über die mündliche Verhandlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das zu 
enthalten hat 

(7) Über die mündliche Verhandlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das zu 
enthalten hat 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
Wird ein Schallträger verwendet, so sind in Vollschrift im Protokoll festzuhalten 
die Angaben nach § 14 Abs. 2 AVG über eine Niederschrift sowie die 
Feststellung, dass für den übrigen Teil der Verhandlungsschrift ein Schallträger 
verwendet wurde. Auf Verlangen einer Partei ist die Aufnahme wiederzugeben. 
Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterfertigen. Der 
Schallträger ist in die Akten über das Disziplinarverfahren aufzunehmen. 

Wird ein Schallträger verwendet, so sind in Vollschrift im Protokoll festzuhalten 
die Angaben nach § 14 Abs. 2 AVG über eine Niederschrift sowie die 
Feststellung, dass für den übrigen Teil der Verhandlungsschrift ein Schallträger 
verwendet wurde. Auf Verlangen einer Partei ist die Aufnahme wiederzugeben. 
Das Protokoll ist von der Senatsvorsitzenden oder vom Senatsvorsitzenden und 
vom Schriftführer zu unterfertigen. Der Schallträger ist in die Akten über das 
Disziplinarverfahren aufzunehmen. 

§ 75. (1) Das Bundesverwaltungsgericht hat durch einen Senat zu entscheiden § 75. (1) Das Bundesverwaltungsgericht hat durch einen Senat zu 
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über Beschwerden entscheiden über Beschwerden 
 1. gegen Beschlüsse der Disziplinarkommission nach § 72 Abs. 2,  1. gegen ein Erkenntnis der Bundesdisziplinarbehörde, mit dem die 

Disziplinarstrafe der Entlassung oder der Unfähigkeit der Beförderung 
und Degradierung oder der Verlust aller aus dem Dienstverhältnis 
fließenden Rechte und Ansprüche verhängt wurde, und 

 2. gegen ein Erkenntnis der Disziplinarkommission, mit dem die 
Disziplinarstrafe der Entlassung oder der Unfähigkeit der Beförderung 
und Degradierung oder der Verlust aller aus dem Dienstverhältnis 
fließenden Rechte und Ansprüche verhängt wurde, und 

 3. gegen ein Erkenntnis der Disziplinarkommission, sofern der 
Disziplinaranwalt die Beschwerde erhoben hat. 

 2. gegen ein Erkenntnis der Bundesdisziplinarbehörde, sofern der 
Disziplinaranwalt die Beschwerde erhoben hat. 

Über diese Beschwerden hat das Bundesverwaltungsgericht ehestmöglich, 
längstens jedoch binnen sechs Wochen, im Falle der Z 2 und 3 binnen drei 
Monaten, jeweils ab deren Vorlage bei diesem Gericht zu entscheiden. 

Über diese Beschwerden hat das Bundesverwaltungsgericht ehestmöglich, 
längstens jedoch binnen drei Monaten jeweils ab deren Vorlage bei diesem 
Gericht, zu entscheiden. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
§ 82. (1) bis (4) … § 82. (1) bis (4) … 
(5) Wurde während eines Einsatzes (5) Wurde während eines Einsatzes 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
von einer Disziplinarbehörde rechtskräftig verhängt, so ist diese Entscheidung auf 
Antrag des Bestraften nach Beendigung des Einsatzes zu überprüfen. Diese 
Überprüfung obliegt dem Disziplinarvorgesetzten des Bestraften oder bei 
Soldaten, die dem Bundesheer auf Grund eines Dienstverhältnisses angehören 
oder angehört haben, der Disziplinarkommission. Die Zuständigkeit richtet sich 
nach dem Zeitpunkt der Antragstellung. 

von einer Disziplinarbehörde rechtskräftig verhängt, so ist diese Entscheidung auf 
Antrag des Bestraften nach Beendigung des Einsatzes zu überprüfen. Diese 
Überprüfung obliegt dem Disziplinarvorgesetzten des Bestraften oder bei 
Soldaten, die dem Bundesheer auf Grund eines Dienstverhältnisses angehören 
oder angehört haben, der Bundesdisziplinarbehörde . Die Zuständigkeit richtet 
sich nach dem Zeitpunkt der Antragstellung. 

(6) Der Antrag auf Überprüfung nach Abs. 5 ist binnen vier Wochen nach 
Beendigung des Einsatzes bei der zur Entscheidung zuständigen 
Disziplinarbehörde einzubringen. Das Verfahren ist durchzuführen im 
Kommandantenverfahren nach den Bestimmungen über das ordentliche Verfahren 
oder, sofern die Disziplinarkommission zu entscheiden hat, nach jenen über das 
Verfahren vor der Disziplinarkommission. In diesen Fällen ist ein 
Einleitungsbeschluss nicht erforderlich. Sofern der Antrag nicht als verspätet 
zurückzuweisen ist, hat die Disziplinarbehörde 

(6) Der Antrag auf Überprüfung nach Abs. 5 ist binnen vier Wochen nach 
Beendigung des Einsatzes bei der zur Entscheidung zuständigen 
Disziplinarbehörde einzubringen. Das Verfahren ist durchzuführen im 
Kommandantenverfahren nach den Bestimmungen über das ordentliche 
Verfahren oder, sofern die Bundesdisziplinarbehörde zu entscheiden hat, nach 
jenen über das Verfahren vor der Bundesdisziplinarbehörde . In diesen Fällen ist 
ein Einleitungsbeschluss nicht erforderlich. Sofern der Antrag nicht als verspätet 
zurückzuweisen ist, hat die Disziplinarbehörde 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
Die Verhängung der Disziplinarstrafe der Entlassung oder der Unfähigkeit zur Die Verhängung der Disziplinarstrafe der Entlassung oder der Unfähigkeit zur 
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Beförderung oder der Degradierung ist jedoch nur zulässig, sofern eine dieser 
Strafen schon während des Einsatzes verhängt wurde. Die Entscheidung hat in 
jedem Fall schriftlich zu ergehen. 

Beförderung oder der Degradierung ist jedoch nur zulässig, sofern eine dieser 
Strafen schon während des Einsatzes verhängt wurde. Die Entscheidung hat in 
jedem Fall schriftlich zu ergehen. 

(7) bis (10) … (7) bis (10) … 
(11) Sämtliche Verfahren betreffend eine Dienstenthebung sind auch 

während eines Einsatzes fortzuführen. Wurde während eines Einsatzes hinsichtlich 
eines Soldaten, der dem Bundesheer auf Grund eines Dienstverhältnisses angehört, 
die vorläufige Dienstenthebung verfügt, so ist nach Beendigung des Einsatzes das 
Verfahren über die Dienstenthebung durch die Disziplinarkommission 
durchzuführen. 

(11) Sämtliche Verfahren betreffend eine Dienstenthebung sind auch 
während eines Einsatzes fortzuführen. Wurde während eines Einsatzes 
hinsichtlich eines Soldaten, der dem Bundesheer auf Grund eines 
Dienstverhältnisses angehört, die vorläufige Dienstenthebung verfügt, so ist nach 
Beendigung des Einsatzes das Verfahren über die Dienstenthebung durch die 
Bundesdisziplinarbehörde durchzuführen. 

(12) … (12) … 
§ 85. (1) bis (5) … § 85. (1) bis (5) … 
(6) Wird über einen Berufssoldaten des Ruhestandes rechtskräftig eine 

Geldstrafe verhängt, so sind, sofern er erst nach der Entscheidung der 
Disziplinarkommission aus dem Dienststand ausgeschieden ist, als 
Bemessungsgrundlage an Stelle der Ruhebezüge die Dienstbezüge nach § 52 
Abs. 2 und 3 heranzuziehen. 

(6) Wird über einen Berufssoldaten des Ruhestandes rechtskräftig eine 
Geldstrafe verhängt, so sind, sofern er erst nach der Entscheidung der 
Bundesdisziplinarbehörde aus dem Dienststand ausgeschieden ist, als 
Bemessungsgrundlage an Stelle der Ruhebezüge die Dienstbezüge nach § 52 
Abs. 2 und 3 heranzuziehen. 

(7) … (7) … 
§ 89. (1) und (2) … § 89. (1) und (2) … 
 (3) Das Inhaltsverzeichnis, § 3 Abs. 4 Z 2, § 4, § 5 Abs. 3, § 11 Abs. 1, § 15 

samt Überschrift, § 19, § 21, § 23, § 25 Abs. 1 und 3, § 27 Abs. 1 und 3, § 28 
Abs. 1, § 29 Abs. 2, § 34 Abs. 3 Z 2 lit. a und Z 3, § 35 Abs. 3, § 36 Abs. 5, § 38 
Abs. 1, § 39, § 40 Abs. 3, 4 und 6, § 41 Abs. 1 und 2, § 42 Abs. 2, § 43, § 52 
Abs. 3, § 62 Abs. 4, die Bezeichnung des 2. Abschnitts des 2. Hauptstücks des 
Besonderen Teils samt Überschrift, § 68 Abs. 1 und 2, § 69 Abs. 1 und 4, § 71, 
§ 72 Abs. 1 und 2, § 73 Abs. 3, 4, 6 und 7, § 75 Abs. 1, § 82 Abs. 5, 6 und 11, 
§ 85 Abs. 6 sowie § 90 Abs. 3, jeweils in der Fassung der 2. Dienstrechts-
Novelle 2019, BGBl. I Nr. XXX/2019, treten mit 1. Juli 2019 in Kraft. 

(4) In der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2019, 
BGBl. I Nr. XXX/2019, treten mit Ablauf des 30. Juni 2019 §§ 16 bis 18 und 20, 
jeweils samt Überschrift, außer Kraft. 

§ 90. (1) und (2) … § 90. (1) und (2) … 
 (3) Für die Disziplinarkommission und die bei ihr anhängigen Verfahren ist 
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die bis zum 30. Juni 2019 geltende Rechtslage bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2019 weiter anzuwenden. Ab 1. Jänner 2020 sind diese Verfahren durch die 
zuständigen Disziplinarsenate in der Bundesdisziplinarbehörde als 
Senatsverfahren fortzuführen. In Disziplinarverfahren, in denen bis zum Ablauf 
des 31. Dezember 2019 noch kein Disziplinarerkenntnis verkündet wurde, ist 
durch den zuständigen Disziplinarsenat in der Bundesdisziplinarbehörde in jedem 
Fall eine mündliche Verhandlung durchzuführen. 

Artikel 5 
Änderung des Poststrukturgesetzes 

§ 17. (1) bis (8) … § 17. (1) bis (8) … 
(9) Auf die Zuständigkeit und das Verfahren in den Beamte gemäß Abs. 1a 

betreffenden Disziplinarangelegenheiten und im Verfahren vor dem 
Bundesverwaltungsgericht sind die Bestimmungen des 8. Abschnittes und des 
9. Abschnittes des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß 
 1. zur Durchführung des Disziplinarverfahrens die beim Bundesministerium 

für Finanzen einzurichtende Disziplinarkommission zuständig ist, 
 2. für die einem Unternehmen nach Abs. 1a Z 1 bis 3 zugewiesenen 

Beamten jeweils eigene Senate einzurichten sind, deren Mitglieder den 
Unternehmen nach Abs. 1a zugewiesene Beamte sein müssen, 

 3. die Bestellung dieser Mitglieder der Disziplinarkommission durch den 
Bundesminister für Finanzen zu erfolgen hat, 

 4. ein Mitglied des zuständigen Senates der Disziplinarkommission statt 
vom Zentralausschuß von der Gewerkschaft der Post- und 
Fernmeldebediensteten oder gemäß § 98 Abs. 4 des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes 1979 bestellt worden sein muß, 

 5. ein Mitglied des zuständigen Senates des Bundesverwaltungsgerichts ein 
einem Unternehmen nach Abs. 1a zugewiesener Beamter sein muss, 

 6. zu Mitgliedern der Senate nach Z 2 und 5 nach Möglichkeit rechtskundige 
Beamte der Verwendungsgruppen PT1 oder PT2 bestellt werden sollen, 
und 

 7. vom jeweiligen Vorstand Disziplinaranwälte zu bestellen sind, die nach 
Möglichkeit rechtskundige Beamte der Verwendungsgruppen PT1 oder 
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PT2 sein sollen. 

(Anm.: Abs 10 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 210/2013) 
§ 24. (1) bis (12) … § 24. (1) bis (12) … 
 (13) In der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2019, 

BGBl. I Nr. XXX/2019, tritt § 17 Abs. 9 mit Ablauf des 30. Juni 2019 außer 
Kraft. 

Artikel 6 
Änderung des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes 

§ 27. (1) bis (3) … § 27. (1) bis (3) … 
(4) Die Gleichbehandlungsbeauftragten sind berechtigt, bei jedem 

begründeten Verdacht einer Diskriminierung nach den §§ 4, 5, 6 und 7 bis 8a, 13 
Abs. 1 und 14 bis 16 durch eine Beamtin oder einen Beamten mit schriftlicher 
Zustimmung jener oder jenes Bediensteten, die oder der eine ihr oder ihm 
zugefügte Diskriminierung behauptet, unverzüglich und unmittelbar der 
Dienstbehörde Disziplinaranzeige zu erstatten. Wurde eine Disziplinaranzeige auf 
Grund eines begründeten Verdachts einer sexuellen Belästigung erstattet, hat die 
Dienstbehörde in jedem Fall die Disziplinaranzeige an die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden der Disziplinarkommission und an die Disziplinaranwältin oder den 
Disziplinaranwalt weiterzuleiten. 

 

(4) Die Gleichbehandlungsbeauftragten sind berechtigt, bei jedem 
begründeten Verdacht einer Diskriminierung nach den §§ 4, 5, 6 und 7 bis 8a, 13 
Abs. 1 und 14 bis 16 durch eine Beamtin oder einen Beamten mit schriftlicher 
Zustimmung jener oder jenes Bediensteten, die oder der eine ihr oder ihm 
zugefügte Diskriminierung behauptet, unverzüglich und unmittelbar der 
Dienstbehörde Disziplinaranzeige zu erstatten. Wurde eine Disziplinaranzeige auf 
Grund eines begründeten Verdachts einer sexuellen Belästigung erstattet, hat die 
Dienstbehörde in jedem Fall die Disziplinaranzeige an die Leiterin oder den 
Leiter der Bundesdisziplinarbehörde und an die Disziplinaranwältin oder den 
Disziplinaranwalt weiterzuleiten. 

 
(5) Gleichbehandlungsbeauftragte sind in Angelegenheiten, in denen sie 

selbst gemäß Abs. 4 Disziplinaranzeige erstattet haben, von der betroffenen 
Disziplinarkommission als Zeuginnen oder Zeugen zu vernehmen. 

(5) Gleichbehandlungsbeauftragte sind in Angelegenheiten, in denen sie 
selbst gemäß Abs. 4 Disziplinaranzeige erstattet haben, von der 
Bundesdisziplinarbehörde als Zeuginnen oder Zeugen zu vernehmen. 

(6) … (6) … 
§ 47. (1) bis (26) … § 47. (1) bis (26) … 
 (27) In der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2019, 

BGBl. I Nr. XXX/2019, treten § 27 Abs. 4 und 5 mit 1. Juli 2019 in Kraft. 
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Artikel 7 
Änderung des Bundes-Personalvertretungsgesetzes 

Bundesgesetz vom 10. März 1967 über die Personalvertretung bei den 
Dienststellen des Bundes (Bundes-Personalvertretungsgesetz) 

Bundesgesetz über die Personalvertretung bei den Dienststellen des 
Bundes (Bundes-Personalvertretungsgesetz – PVG) 

§ 9. (1) Der Dienststellenausschuss ist zur Erfüllung aller jener im § 2 
umschriebenen Aufgaben berufen, die nicht ausdrücklich anderen Einrichtungen 
der Personalvertretung vorbehalten sind. Dabei sind beabsichtigte Maßnahmen vor 
ihrer Durchführung mit dem Ziel einer Verständigung gemäß § 10 rechtzeitig und 
eingehend mit dem Dienststellenausschuss zu verhandeln. In diesem Sinne obliegt 
dem Dienststellenausschuss insbesondere die Mitwirkung: 

§ 9. (1) Der Dienststellenausschuss ist zur Erfüllung aller jener im § 2 
umschriebenen Aufgaben berufen, die nicht ausdrücklich anderen Einrichtungen 
der Personalvertretung vorbehalten sind. Dabei sind beabsichtigte Maßnahmen 
vor ihrer Durchführung mit dem Ziel einer Verständigung gemäß § 10 rechtzeitig 
und eingehend mit dem Dienststellenausschuss zu verhandeln. In diesem Sinne 
obliegt dem Dienststellenausschuss insbesondere die Mitwirkung: 

 a) bis f) …  a) bis f) … 
 g) bei der Gewährung von Sonderurlauben in der Dauer von mehr als drei 

Tagen und Karenzurlauben ohne gesetzlichen Anspruch; 
 g) bei der Gewährung von Sabbaticals, von Sonderurlauben in der Dauer 

von mehr als drei Tagen sowie von Karenzurlauben und Herabsetzungen 
der regelmäßigen Wochendienstzeit, jeweils ohne gesetzlichen 
Anspruch; 

h) bis q) … h) bis q) … 
(2) Mit dem Dienststellenausschuss ist im Sinne des § 10 das Einvernehmen 

herzustellen: 
(2) Mit dem Dienststellenausschuss ist im Sinne des § 10 das Einvernehmen 

herzustellen: 
 a) bis c) …  a) bis c) … 
 d) bei der Einführung neuer Arbeitsmethoden;  d) bei der Einführung neuer Arbeitsmethoden und bei wesentlichen 

Änderungen bereits eingeführter Arbeitsmethoden; 
 e) bei wesentlichen Änderungen bereits eingeführter Arbeitsmethoden;  
 f) bis o) …  f) bis o) … 

(3) Dem Dienststellenausschuss sind schriftlich mitzuteilen: (3) Dem Dienststellenausschuss sind schriftlich mitzuteilen: 
 a) bis o) …  a) bis o) … 
Die Mitteilung einer beabsichtigten Aufnahme, Versetzung oder Betrauung mit 
einer Vorgesetztenfunktion hat spätestens zwei Wochen vor ihrer Durchführung zu 
erfolgen; in den übrigen Fällen der lit. a sowie in den Fällen der lit. b und e hat die 
Mitteilung spätestens zwei Wochen vor ihrer Durchführung, in 
Dringlichkeitsfällen jedoch spätestens am Tage ihres Wirksamkeitsbeginns zu 
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erfolgen. Im Fall der lit. l hat die Mitteilung ehestmöglich, jedenfalls aber so 
rechtzeitig vor der Maßnahme zu erfolgen, dass eine Beratung über deren 
Gestaltung noch durchgeführt werden kann. 

(4) bis (7) … (4) bis (7) … 
§ 10. (1) bis (3) … § 10. (1) bis (3) … 
 (3a) Bei beabsichtigten Maßnahmen, die dem Dienststellenausschuss 

schriftlich mitzuteilen sind, gilt Folgendes: 
 a) die Mitteilung einer beabsichtigten Aufnahme, Versetzung oder 

Betrauung mit einer Vorgesetztenfunktion gemäß § 9 Abs. 3 lit. a hat 
spätestens zwei Wochen vor ihrer Durchführung zu erfolgen; 

 b) in den übrigen Fällen des § 9 Abs. 3 lit. a sowie in den Fällen des § 9 
Abs. 3 lit. b und lit. e hat die Mitteilung spätestens zwei Wochen vor 
ihrer Durchführung, in Dringlichkeitsfällen jedoch spätestens am Tage 
ihres Wirksamkeitsbeginns zu erfolgen; 

 c) im Fall des § 9 Abs. 3 lit. l hat die Mitteilung ehestmöglich, jedenfalls 
aber so rechtzeitig vor der Maßnahme zu erfolgen, dass eine Beratung 
über deren Gestaltung noch durchgeführt werden kann. 

(4) bis (10) … (4) bis (10) … 
§ 11. (1) Am Sitz folgender Dienststellen sind Fachausschüsse einzurichten: 

 1.bis 6. … 
§ 11. (1) Am Sitz folgender Dienststellen sind Fachausschüsse einzurichten: 

 1.bis 6. … 
 7. beim Bundesministerium für Finanzen sechs, und zwar je einer für die 

Bediensteten 
 7. beim Bundesministerium für Finanzen sechs, und zwar einer beim Amt 

der Bundesimmobilien und je einer für die Bediensteten, die ihren 
Arbeitsplatz in einer dem Bundesministerium für Finanzen 
nachgeordneten Dienststelle in den Bundesländern 

 a) der der Steuer- und Zollkoordination unterstehenden Dienststellen in 
der Region Wien, 

 b) der der Steuer- und Zollkoordination unterstehenden Dienststellen in 
der Region Ost (Burgenland und Niederösterreich), 

 c) der der Steuer- und Zollkoordination unterstehenden Dienststellen in 
der Region Süd (Kärnten und Steiermark), 

 d) der der Steuer- und Zollkoordination unterstehenden Dienststellen in 
der Region Mitte (Salzburg und Oberösterreich), 

 e) der der Steuer- und Zollkoordination unterstehenden Dienststellen in 

 a) Wien, 
 b) Burgenland und Niederösterreich, 
 c) Kärnten und Steiermark, 
 d) Salzburg und Oberösterreich, 
 e) Vorarlberg und Tirol 
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der Region West (Vorarlberg und Tirol) und 

 f) des Amtes der Bundesimmobilien, 
 innehaben, mit Ausnahme der Bediensteten der Finanzprokuratur, der 

Bundesfinanzakademie und des Bundesfinanzgerichtes. 
§ 12. (1) Aufgabe des Fachausschusses ist es, 

 a) in Angelegenheiten im Sinne des § 9, die über den Wirkungsbereich eines 
Dienststellenausschusses, nicht jedoch über den Wirkungsbereich des 
Fachausschusses hinausgehen, mitzuwirken; 

 b) in den Fällen des § 10 Abs. 6a mit der Leiterin oder dem Leiter der 
Dienststelle zu beraten, bei der der Fachausschuss bestellt ist; 

 c) den Fachwahlausschuss zu bestellen (§ 17 Abs. 2); 
 d) in den Fällen der §§ 27 und 28 mitzuwirken; 

§ 12. (1) Aufgabe des Fachausschusses ist es, 
 a) in Angelegenheiten im Sinne des § 9, die über den Wirkungsbereich 

eines Dienststellenausschusses, nicht jedoch über den Wirkungsbereich 
des Fachausschusses hinausgehen, mitzuwirken; 

 b) in den Fällen des § 10 Abs. 6a mit der Leiterin oder dem Leiter der 
Dienststelle zu beraten, bei der der Fachausschuss bestellt ist; 

 c) den Fachwahlausschuss zu bestellen (§ 17 Abs. 2); 
 d) in den Fällen der §§ 27 und 28 mitzuwirken. 

 e) bei der Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit ohne 
gesetzlichen Anspruch mitzuwirken. 

 

(2) Im Falle des Abs. 1 lit. a und e ist § 10 anzuwenden. (2) Im Falle des Abs. 1 lit. a ist § 10 anzuwenden. 
§ 14. (1) Aufgabe des Zentralausschusses ist es, 

 a) bis c) … 
 d) den Zentralwahlausschuss zu bestellen (§ 18 Abs. 2); 
 e) bis g) … 

§ 14. (1) Aufgabe des Zentralausschusses ist es, 
 a) bis c) … 
 d) den Zentralwahlausschuss zu bestellen (§ 18 Abs. 2). 
 e) bis g) … 

 h) in Angelegenheiten des § 12 Abs. 1 lit. e, wenn kein zuständiger 
Fachausschuss errichtet ist, mitzuwirken. 

 

(2) Im Falle des Abs. 1 lit. a, g und h ist § 10 anzuwenden. (2) Im Falle des Abs. 1 lit. a, und g ist § 10 anzuwenden. 
(3) … (3) … 
§ 15. (1) … § 15. (1) … 
(2) Wahlberechtigt sind, sofern nicht ein Ausschließungsgrund nach Abs. 3 

vorliegt, die Bediensteten, die am Stichtag mindestens einen Monat dem 
Bundesdienst angehören oder Lehrlinge des Bundes sind. Stichtag ist der 42. Tag 
vor dem Wahltag. 

(2) Wahlberechtigt sind, sofern nicht ein Ausschließungsgrund nach Abs. 3 
vorliegt, die Bediensteten, die am Stichtag mindestens drei Wochen dem 
Bundesdienst angehören oder Lehrlinge des Bundes sind. Stichtag ist der 49. Tag 
vor dem Wahltag. 

(3) bis (6) … (3) bis (6) … 
§ 20. (1) Der Tag der Wahl für die vor Ablauf der gesetzlichen 

Tätigkeitsdauer der Personalvertretungsorgane durchzuführenden Wahlen zu den 
§ 20. (1) Der Tag der Wahl für die vor Ablauf der gesetzlichen 

Tätigkeitsdauer der Personalvertretungsorgane durchzuführenden Wahlen zu den 
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Dienststellen(Fach- und Zentral)ausschüssen ist von der Gewerkschaft 
Öffentlicher Dienst festzusetzen und spätestens acht Wochen vor dem in Aussicht 
genommenen Tag der Wahl im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ kundzumachen. 
Die Wahl der Dienststellen(Fach- und Zentral)ausschüsse ist vom 
Zentralwahlausschuss spätestens sechs Wochen vor dem Wahltermin - im Falle 
von Neuwahlen gemäß den §§ 24 und 24a unter Bekanntgabe des vom 
Zentralwahlausschuss festzulegenden Tages der Wahl - auszuschreiben. Die 
Ausschreibung ist öffentlich, jedenfalls aber durch Anschlag an der Amtstafel 
jener Dienststellen, deren Personalvertreterinnen oder Personalvertreter gewählt 
werden, kundzumachen. 

Dienststellen(Fach- und Zentral)ausschüssen ist von der Gewerkschaft 
Öffentlicher Dienst festzusetzen und spätestens neun Wochen vor dem in 
Aussicht genommenen Tag der Wahl im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ 
kundzumachen. Die Wahl der Dienststellen(Fach- und Zentral)ausschüsse ist vom 
Zentralwahlausschuss spätestens sieben Wochen vor dem Wahltermin - im Falle 
von Neuwahlen gemäß den §§ 24 und 24a unter Bekanntgabe des vom 
Zentralwahlausschuss festzulegenden Tages der Wahl - auszuschreiben. Die 
Ausschreibung ist öffentlich, jedenfalls aber durch Anschlag an der Amtstafel 
jener Dienststellen, deren Personalvertreterinnen oder Personalvertreter gewählt 
werden, kundzumachen. 

(2) Die Dienstellenleiterinnen oder Dienststellenleiter sind verpflichtet, den 
Dienststellenwahlausschüssen die zur Durchführung der Wahl erforderlichen 
Verzeichnisse über ihre Bediensteten rechtzeitig zur Verfügung zu stellen. Die 
Dienststellenwahlausschüsse haben die Wählerlisten zu verfassen und diese durch 
mindestens zehn Arbeitstage zur Einsichtnahme durch die Wahlberechtigten in 
den Dienststellen aufzulegen. Gegen die Wählerlisten können die 
Wahlberechtigten während der Auflagefrist Einwendungen erheben, über die die 
Dienststellenwahlausschüsse binnen dreier Arbeitstage zu entscheiden haben. 
Gegen die Entscheidungen der Dienststellenwahlausschüsse ist die binnen dreier 
Arbeitstage einzubringende Beschwerde beim zuständigen Verwaltungsgericht 
zulässig. Dieses hat binnen fünf Arbeitstagen nach Vorlage der Beschwerde zu 
entscheiden. Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. 

(2) Die Dienstellenleiterinnen oder Dienststellenleiter sind verpflichtet, den 
Dienststellenwahlausschüssen die zur Durchführung der Wahl erforderlichen 
Verzeichnisse über ihre Bediensteten spätestens sechs Wochen vor dem (ersten) 
Wahltag zur Verfügung zu stellen. Die Dienststellenwahlausschüsse haben die 
Wählerlisten zu verfassen und diese durch mindestens zehn Arbeitstage zur 
Einsichtnahme durch die Wahlberechtigten in den Dienststellen aufzulegen. 
Gegen die Wählerlisten können die Wahlberechtigten während der Auflagefrist 
Einwendungen erheben, über die die Dienststellenwahlausschüsse binnen dreier 
Arbeitstage zu entscheiden haben. Gegen die Entscheidungen der 
Dienststellenwahlausschüsse ist die binnen dreier Arbeitstage einzubringende 
Beschwerde beim zuständigen Verwaltungsgericht zulässig. Dieses hat binnen 
fünf Arbeitstagen nach Vorlage der Beschwerde zu entscheiden. Die Beschwerde 
hat keine aufschiebende Wirkung. 

(3) Die Vorschläge jener Bediensteten, die sich um die Wahl als 
Personalvertreterin oder Personalvertreter bewerben (Wahlvorschläge), müssen 
spätestens vier Wochen vor dem Wahltage schriftlich beim zuständigen 
Wahlausschuss eingebracht werden und von mindestens 1% - in diesem Falle aber 
von mindestens zwei der Wahlberechtigten - oder von mindestens 100 der 
Wahlberechtigten der Dienststelle, anlässlich der Wahl eines Fachausschusses der 
im § 11 Abs. 2 genannten Dienststellen und anlässlich der Wahl des 
Zentralausschusses des Ressortbereiches, für den der Zentralausschuss errichtet 
ist, unterschrieben sein. Die Wahlvorschläge dürfen nicht mehr Bewerberinnen 
oder Bewerber (Kandidatinnen oder Kandidaten) als die vierfache Anzahl der bei 
der Wahl zu vergebenden Mandate enthalten. Enthält der Wahlvorschlag mehr 
Kandidatinnen oder Kandidaten, so gelten jene, die die vierfache Zahl der zu 
vergebenden Mandate überschreiten, als nicht angeführt. Der Dienststellen(Fach-, 

(3) Die Vorschläge jener Bediensteten, die sich um die Wahl als 
Personalvertreterin oder Personalvertreter bewerben (Wahlvorschläge), müssen 
spätestens fünf Wochen vor dem Wahltage schriftlich beim zuständigen 
Wahlausschuss eingebracht werden und von mindestens 1% - in diesem Falle 
aber von mindestens zwei der Wahlberechtigten - oder von mindestens 100 der 
Wahlberechtigten der Dienststelle, anlässlich der Wahl eines Fachausschusses der 
im § 11 Abs. 2 genannten Dienststellen und anlässlich der Wahl des 
Zentralausschusses des Ressortbereiches, für den der Zentralausschuss errichtet 
ist, unterschrieben sein. Die Wahlvorschläge dürfen nicht mehr Bewerberinnen 
oder Bewerber (Kandidatinnen oder Kandidaten) als die vierfache Anzahl der bei 
der Wahl zu vergebenden Mandate enthalten. Enthält der Wahlvorschlag mehr 
Kandidatinnen oder Kandidaten, so gelten jene, die die vierfache Zahl der zu 
vergebenden Mandate überschreiten, als nicht angeführt. Der Dienststellen(Fach-, 
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Zentral)wahlausschuss hat über die Zulassung der Wahlvorschläge zur Wahl des 
Dienststellen(Fach-, Zentral)ausschusses binnen dreier Arbeitstage zu entscheiden. 
Bei der Erstellung der Wahlvorschläge soll auf eine angemessene Vertretung der 
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer Bedacht genommen werden. 

Zentral)wahlausschuss hat über die Zulassung der Wahlvorschläge zur Wahl des 
Dienststellen(Fach-, Zentral)ausschusses binnen dreier Arbeitstage zu 
entscheiden. Bei der Erstellung der Wahlvorschläge soll auf eine angemessene 
Vertretung der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer Bedacht genommen 
werden. 

(4) Die Dienststellenwahlausschüsse haben die zugelassenen Wahlvorschläge 
spätestens ab dem siebenten Tage vor dem Wahltage öffentlich, jedenfalls aber 
durch Anschlag an der Amtstafel der Dienststelle, kundzumachen. Die 
Dienststellenwahlausschüsse haben ferner spätestens am siebenten Tage vor dem 
(ersten) Wahltage Zeit und Ort der Wahl zu bestimmen und kundzumachen sowie 
die Wahlhandlungen zu leiten. 

(4) Die Dienststellenwahlausschüsse haben die zugelassenen 
Wahlvorschläge spätestens ab dem 14. Tage vor dem Wahltage öffentlich, 
jedenfalls aber durch Anschlag an der Amtstafel der Dienststelle, kundzumachen. 
Die Dienststellenwahlausschüsse haben ferner spätestens am 14. Tage vor dem 
(ersten) Wahltage Zeit und Ort der Wahl zu bestimmen und kundzumachen sowie 
die Wahlhandlungen zu leiten. 

(5) bis (16) … (5) bis (16) … 
§ 41. (1) bis (7) … § 41. (1) bis (7) … 
(8) Die Stellungnahme hat innerhalb von sechs Wochen, nachdem sie der 

Zentralausschuss verlangt hat, zu erfolgen. Der Zentralausschuss ist berechtigt, bei 
begründetem Verdacht einer Pflichtverletzung durch die von der Prüfung 
betroffene Beamtin oder den von der Prüfung betroffenen Beamten binnen sechs 
Wochen nach Ablauf der der Leiterin oder dem Leiter der zuständigen 
Dienstbehörde zur Stellungnahme zur Verfügung stehenden Frist 
Disziplinaranzeige an die Dienstbehörde zu erstatten. Eine solche 
Disziplinaranzeige des Zentralausschusses ist nicht zulässig, wenn bei einer 
Durchschnittsbetrachtung eine Belehrung oder Ermahnung ausreicht und diese von 
der Dienstvorgesetzten oder vom Dienstvorgesetzten der Beamtin oder des 
Beamten bereits nachweislich erteilt worden ist. Die Dienstbehörde hat die 
Disziplinaranzeige des Zentralausschusses in jedem Fall – auch wenn sie sie für 
nicht zulässig hält – an die Vorsitzende oder den Vorsitzenden der 
Disziplinarkommission, die Disziplinaranwältin oder den Disziplinaranwalt und 
die Beschuldigte oder den Beschuldigten weiterzuleiten. 

(8) Die Stellungnahme hat innerhalb von sechs Wochen, nachdem sie der 
Zentralausschuss verlangt hat, zu erfolgen. Der Zentralausschuss ist berechtigt, 
bei begründetem Verdacht einer Pflichtverletzung durch die von der Prüfung 
betroffene Beamtin oder den von der Prüfung betroffenen Beamten binnen sechs 
Wochen nach Ablauf der der Leiterin oder dem Leiter der zuständigen 
Dienstbehörde zur Stellungnahme zur Verfügung stehenden Frist 
Disziplinaranzeige an die Dienstbehörde zu erstatten. Eine solche 
Disziplinaranzeige des Zentralausschusses ist nicht zulässig, wenn bei einer 
Durchschnittsbetrachtung eine Belehrung oder Ermahnung ausreicht und diese 
von der Dienstvorgesetzten oder vom Dienstvorgesetzten der Beamtin oder des 
Beamten bereits nachweislich erteilt worden ist. Die Dienstbehörde hat die 
Disziplinaranzeige des Zentralausschusses in jedem Fall – auch wenn sie sie für 
nicht zulässig hält – an die Leiterin oder den Leiter der Bundesdisziplinarbehörde, 
die Disziplinaranwältin oder den Disziplinaranwalt und die Beschuldigte oder den 
Beschuldigten weiterzuleiten. 
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Abschnitt Va 
Übergangsbestimmungen zur Novelle BGBl. I Nr. 80/2005 

Abschnitt VI 
Übergangsbestimmungen 

Weiterführung der Geschäfte 
§ 42a. (1) Bis zur Neuwahl der beim Bundesministerium für Inneres in der 

Fassung dieses Bundesgesetzes eingerichteten Personalvertretungsorgane 
 1. bleiben die gemäß § 13 Abs. 1 Z 1 lit. a bis c in der bis zum 30. Juni 2005 

geltenden Fassung beim Bundesministerium für Inneres eingerichteten 
Zentralausschüsse für die Bediensteten der Bundesgendarmerie, der 
Sicherheitswache und des Kriminaldienstes in ihrem bisherigen 
Wirkungsbereich aufrecht, 

 2. gilt der gemäß § 13 Abs. 1 Z 1 lit. d in der bis zum 30. Juni 2005 
geltenden Fassung beim Bundesministerium für Inneres eingerichtete 
Zentralausschuss für die Bediensteten der Sicherheitsverwaltung als 
Zentralausschuss für die Bediensteten der Sicherheitsverwaltung, 

 3. bleiben die gemäß § 11 Abs. 1 Z 2 und 3 lit. a und b in der bis zum 
30. Juni 2005 geltenden Fassung bei den Landesgendarmeriekommanden 
und bei der Bundespolizeidirektion Wien eingerichteten Fachausschüsse 
in ihrem Wirkungsbereich beim jeweiligen Landespolizeikommando bzw. 
der Bundespolizeidirektion Wien aufrecht, 

 4. gelten die gemäß § 11 Abs. 1 Z 1 und 3 lit. c in der bis zum 30. Juni 2005 
geltenden Fassung eingerichteten Fachausschüsse für die Bediensteten des 
Bundesasylamtes und für die Bediensteten der Sicherheitsverwaltung bei 
der Bundespolizeidirektion Wien als Fachausschüsse für die Bediensteten 
des Bundesasylamtes und für die Bediensteten des Verwaltungsdienstes 
bei der Bundespolizeidirektion Wien gemäß § 11 Abs. 1 Z 2 lit. a und Z 3 
in der ab 1. Juli 2005 geltenden Fassung. 

(2) Die im Bereich des Bundesministeriums für Inneres am 30. Juni 2005 
eingerichteten Dienststellenausschüsse bleiben bis zu ihrer Neuwahl mit der 
Maßgabe aufrecht, dass 
 1. die bei den Landesgendarmeriekommanden eingerichteten 

Dienststellenausschüsse ab 1. Juli 2005 die Funktion der 
Dienstellenausschüsse bei den Landespolizeikommanden wahrnehmen, 
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 2. die bei den Bezirksgendarmeriekommanden eingerichteten 

Dienststellenausschüsse ab 1. Juli 2005 die Funktion der 
Dienstellenausschüsse bei den Bezirkspolizeikommanden wahrnehmen, 

 3. die bei den Bundespolizeidirektionen eingerichteten 
Dienststellenausschüsse für den Kriminaldienst und die Sicherheitswache 
ab 1. Juli 2005 die Funktion für den jeweiligen Wirkungsbereich beim 
Stadtpolizeikommando wahrnehmen, 

 4. sich der Wirkungsbereich der beim Bundesministerium für Inneres 
eingerichteten Dienststellenausschüsse für die Bediensteten der 
Bundesgendarmerie, des Kriminaldienstes und der Sicherheitswache auch 
nach dem 30. Juni 2005 auf den jeweiligen Wirkungsbereich erstreckt und 

 5. die eingerichteten Dienststellenausschüsse für die Bediensteten der 
Sicherheitsverwaltung auch nach dem 30. Juni 2005 aufrecht bleiben. 

(3) Für die Dienststellenausschüsse nach Abs. 2 Z 1 bis 4 bestimmt sich die 
Zuständigkeit der Zentralausschüsse nach Abs. 1 Z 1, für die 
Dienststellenausschüsse für die Bediensteten der Sicherheitsverwaltung nach 
Abs. 2 Z 5 bestimmt sich die Zuständigkeit des Zentralausschusses nach Abs. 1 
Z 2. 
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Durchführung von Neuwahlen 

§ 42b. (1) Für alle beim Bundesministerium für Inneres bereits eingerichteten 
oder ab 1. Juli 2005 einzurichtenden Personalvertretungsorgane sind für den Rest 
der gesetzlichen Tätigkeitsdauer der Personalvertretungsorgane Neuwahlen 
durchzuführen. § 20 ist anzuwenden. 

(2) Die Personalvertretungen bei Polizeiinspektionen auf Bezirks- und 
Stadtebene gelten für die Durchführung der Neuwahl nach Abs. 1 mit der 
Personalvertretung bei dem betreffenden Bezirks- oder Stadtpolizeikommando als 
zusammengefasst im Sinne des § 4 Abs. 1. Darüber hinausgehende Verordnungen 
gemäß § 4 Abs. 3 sind längstens bis 31. August 2005 zu erlassen. Die Erlassung 
der Verordnungen sowie die Vorbereitung und die Durchführung der Wahlen für 
den Zentralausschuss für die Bediensteten des öffentlichen Sicherheitswesens 
erfolgt von den Zentralausschüssen gemäß § 42a Abs. 1 Z 1 im Einvernehmen. 

(3) Die §§ 24 und 24a sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass sämtliche 
Wahlausschüsse vom jeweils zuständigen Zentralausschuss gemäß § 42a Abs. 1 
Z 1 und 2 in sinngemäßer Anwendung der §§ 16ff zu bestellen sind. Bei der 
Zusammensetzung der Wahlausschüsse ist auf das Verhältnis der Mandatsstärken 
der in den jeweiligen bisherigen Personalvertretungsorganen vertretenen 
Wählergruppen Bedacht zu nehmen. § 34 Abs. 2 zweiter Satz gilt sinngemäß. 

 

Übergangsbestimmungen zur Novelle BGBl. I Nr. 50/2012 
Weiterführung der Geschäfte 

§ 42d. (1) Für den Rest der gesetzlichen Tätigkeitsperiode der im Bereich des 
Bundesministeriums für Inneres eingerichteten Personalvertretungsorgane 
 1. bleibt der gemäß § 13 Abs. 1 Z 1 lit. a in der am 31. August 2012 

geltenden Fassung dieses Bundesgesetzes beim Bundesministerium für 
Inneres eingerichtete Zentralausschuss für die Bediensteten des 
öffentlichen Sicherheitswesens in seinem bisherigen Wirkungsbereich 
aufrecht, 

 2. bleibt der gemäß § 13 Abs. 1 Z 1 lit. b in der am 31. August 2012 
geltenden Fassung dieses Bundesgesetzes beim Bundesministerium für 
Inneres eingerichtete Zentralausschuss für die Bediensteten der 
Sicherheitsverwaltung in seinem bisherigen Wirkungsbereich aufrecht, 

 3. bleiben die gemäß § 11 Abs. 1 Z 1 in der am 31. August 2012 geltenden 
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Fassung dieses Bundesgesetzes bei den Landespolizeikommanden 
eingerichteten Fachausschüsse als Fachausschüsse für die Bediensteten 
des öffentlichen Sicherheitswesens bei den jeweiligen 
Landespolizeidirektionen in ihrem jeweils bisherigen Wirkungsbereich 
aufrecht, 

 4. bleibt der gemäß § 11 Abs. 1 Z 2 in der am 31. August 2012 geltenden 
Fassung dieses Bundesgesetzes bei der Bundespolizeidirektion Wien 
eingerichtete Fachausschuss als Fachausschuss für die Bediensteten der 
Sicherheitsverwaltung bei der Landespolizeidirektion Wien in seinem 
bisherigen Wirkungsbereich aufrecht. 

(2) Die im Bereich der Landespolizeikommanden, der Sicherheitsdirektionen 
und Bundespolizeidirektionen am 31. August 2012 eingerichteten 
Dienststellenausschüsse nehmen für den Rest der gesetzlichen Tätigkeitsperiode 
der Personalvertretungsorgane die Aufgaben, die den Dienststellenausschüssen bei 
den Landespolizeidirektionen zukommen, für den Bereich der 
Landespolizeidirektionen weiter mit der Maßgabe wahr, dass 
 1. die bei den Landespolizeikommanden eingerichteten 

Dienststellenausschüsse die Funktion für den jeweiligen Wirkungsbereich 
der Landespolizeidirektionen wahrnehmen, wobei zuständige 
Dienststellenleiterin oder zuständiger Dienststellenleiter die jeweilige 
Landespolizeidirektorin oder der jeweilige Landespolizeidirektor ist, 

 2. die bei den Sicherheitsdirektionen eingerichteten Dienststellenausschüsse 
die Funktion für den jeweiligen Wirkungsbereich der 
Landespolizeidirektionen wahrnehmen, wobei zuständige 
Dienststellenleiterin oder zuständiger Dienststellenleiter die jeweilige 
Landespolizeidirektorin oder der jeweilige Landespolizeidirektor ist, 

 3. die bei den Bundespolizeidirektionen eingerichteten 
Dienststellenausschüsse die Funktion für den jeweiligen Wirkungsbereich 
der Landespolizeidirektion wahrnehmen, wobei zuständige 
Dienststellenleiterin oder zuständiger Dienststellenleiter die jeweilige 
Landespolizeidirektorin oder der jeweilige Landespolizeidirektor ist, 

 4. neu geschaffene Arbeitsplätze, die mit einer oder einem Bediensteten der 
Besoldungsgruppe Exekutivdienst oder Wachebeamten (dauernd) besetzt 
werden und nicht bereits mit einer oder einem nach Art. 89 Abs. 8 oder 9 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2012 der Landespolizeidirektion 
zugewiesenen Bediensteten besetzt werden, in den Zuständigkeitsbereich 
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des Dienststellenausschusses fallen, der bisher für die Bediensteten der 
Personalabteilung beim jeweiligen Landespolizeikommando, in Wien für 
die Bediensteten der Abteilung für Personal und Stabsangelegenheiten 
zuständig war sowie 

 5. neu geschaffene Arbeitsplätze, die mit einer oder einem Bediensteten, der 
nicht der Besoldungsgruppe Exekutivdienst oder Wachebeamten 
angehört, (dauernd) besetzt werden und nicht bereits mit einer oder einem 
nach Art. 89 Abs. 8 oder 9 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2012 der 
Landespolizeidirektion zugewiesenen Bediensteten besetzt werden, in den 
Zuständigkeitsbereich des Dienststellenausschusses fallen, der bisher 

 a. außerhalb Wiens für die bei der jeweiligen Sicherheitsdirektion für die 
dem § 13 Abs. 1 Z 1 lit. b in der am 31. August 2012 geltenden 
Fassung dieses Bundesgesetzes unterliegenden Bediensteten zuständig 
war, und 

 b. in Wien für die Bediensteten des Zentralen Personalbüros zuständig 
war. 

(3) Für die Dienststellenausschüsse nach Abs. 2 Z 1 sowie für die 
Dienststellenausschüsse für die Bediensteten des öffentlichen Sicherheitswesens 
nach Abs. 2 Z 2 bestimmt sich die Zuständigkeit der Zentralausschüsse nach 
Abs. 1 Z 1, für die Dienststellenausschüsse für die Bediensteten der 
Sicherheitsverwaltung nach Abs. 2 Z 2 und 3 bestimmt sich die Zuständigkeit des 
Zentralausschusses nach Abs. 1 Z 2. 
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Übergangsbestimmungen zur Novelle BGBl. I Nr. 120/2012 
Weiterführung der Geschäfte anlässlich der Zusammenlegung politischer 

Bezirke 
§ 42e. (1) Für den Rest der laufenden gesetzlichen Tätigkeitsperiode bleiben 

die zum Zeitpunkt der Zusammenlegung der politischen Bezirke Judenburg und 
Knittelfeld, Bruck an der Mur und Mürzzuschlag, Feldbach und Bad Radkersburg 
sowie Fürstenfeld und Hartberg bei den betroffenen Bezirkspolizeikommanden 
eingerichteten Dienststellenausschüsse für die Bediensteten des öffentlichen 
Sicherheitswesens in ihrem bisherigen Wirkungsbereich aufrecht. 

(2) Die Dienststellenausschüsse nach Abs. 1 nehmen die Aufgaben in ihrem 
jeweiligen Wirkungsbereich für den Bereich des neuen Bezirkspolizeikommandos 
mit der Maßgabe weiter wahr, dass 
 1. zuständige Dienststellenleiterin oder zuständiger Dienststellenleiter die 

jeweilige neue Bezirkspolizeikommandantin oder der jeweilige neue 
Bezirkspolizeikommandant ist, 

 2. neu geschaffene Arbeitsplätze, die nicht mit einer oder einem 
Bediensteten aus dem Zuständigkeitsbereich der bisherigen 
Dienststellenausschüsse besetzt werden, als demjenigen Dienststellenteil 
angehörig gelten, für den der an diesem Dienstort bisher zuständige 
Dienststellenausschuss zuständig war. 

(3) Für den Rest der laufenden gesetzlichen Tätigkeitsperiode bleiben die 
zum Zeitpunkt der Zusammenlegung der politischen Bezirke Judenburg und 
Knittelfeld, Bruck an der Mur und Mürzzuschlag, Feldbach und Bad Radkersburg 
sowie Fürstenfeld und Hartberg bei den betroffenen Bezirksverwaltungsbehörden 
eingerichteten Dienststellenausschüsse für die Landeslehrerinnen und 
Landeslehrer für allgemeinbildende Pflichtschulen in ihrem bisherigen 
Wirkungsbereich aufrecht. 

 

Weiterführung der Geschäfte anlässlich des 
Fremdenbehördenneustrukturierungsgesetzes 

§ 42f. (1) Für den Rest der gesetzlichen Tätigkeitsdauer der 
Personalvertretungsorgane nehmen die im Bereich des Bundesasylamts am 
31. Dezember 2013 eingerichteten Dienststellenausschüsse die Aufgaben weiter 
wahr, die den entsprechenden Dienststellenausschüssen beim Bundesamt für 
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Fremdenwesen und Asyl zukommen. 

(2) Für den Rest der gesetzlichen Tätigkeitsdauer der 
Personalvertretungsorgane nimmt der im Bereich des Bundesasylamts am 
31. Dezember 2013 eingerichtete Fachausschuss die Aufgaben weiter wahr, die 
dem Fachausschuss beim Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl zukommen. 
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Übergangsbestimmungen zur Novelle BGBl. I Nr. 82/2013 
Weiterführung der Geschäfte anlässlich der Einrichtung des 
Bundesverwaltungsgerichtes und des Bundesfinanzgerichtes 

§ 42g. (1) Für den Rest der gesetzlichen Tätigkeitsdauer der 
Personalvertretungsorgane gilt ab 1. Jänner 2014, dass 
 1.a) der beim Asylgerichtshof am 31. Dezember 2013 eingerichtete 

Dienststellenausschuss als beim Bundesverwaltungsgericht für die 
Beamtinnen und Beamten des Allgemeinen Verwaltungsdienstes und die 
Vertragsbediensteten, 

 b) der beim Unabhängigen Finanzsenat am 31. Dezember 2013 
eingerichtete Dienststellenausschuss als beim Bundesfinanzgericht für 
die Beamtinnen und Beamten des Allgemeinen Verwaltungsdienstes 
und der Vertragsbediensteten 

eingerichteter Dienststellenausschuss gilt und 
 2. sich die Zuständigkeit des 
 a) beim Bundeskanzleramt eingerichteten Zentralausschusses auch auf die 

Beamtinnen und Beamten des Allgemeinen Verwaltungsdienstes und 
die Vertragsbediensteten des Bundesverwaltungsgerichtes, 

 b) beim Bundesministerium für Finanzen eingerichteten 
Zentralausschusses auch auf die Beamtinnen und Beamten des 
Allgemeinen Verwaltungsdienstes und die Vertragsbediensteten des 
Bundesfinanzgerichtes 

erstreckt. 
(2) Die Dienststellenausschüsse nach Abs. 1 Z 1 nehmen die Aufgaben in 

ihrem jeweiligen Wirkungsbereich mit der Maßgabe weiter wahr, dass zuständige 
Dienststellenleiterin oder zuständiger Dienststellenleiter 
 1. im Falle des Abs. 1 Z 1 lit. a die Präsidentin oder der Präsident des 

Bundesverwaltungsgerichtes und 
 2. im Falle des Abs. 1 Z 1 lit. b die Präsidentin oder der Präsident des 

Bundesfinanzgerichtes 
ist. 

 

Weiterführung der Geschäfte anlässlich der Einrichtung der  
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Datenschutzbehörde 

§ 42i. Für den Rest der gesetzlichen Tätigkeitsdauer erstreckt sich die 
Zuständigkeit des beim Bundeskanzleramt am 31. Dezember 2013 eingerichteten 
Dienststellenausschusses auch auf die Beamtinnen und Beamten des Allgemeinen 
Verwaltungsdienstes und die Vertragsbediensteten der Datenschutzbehörde. 

Weiterführung der Geschäfte anlässlich der Einrichtung der Sondereinheit 
Einsatzkommando Cobra/Direktion für Spezialeinheiten 

§ 42j. Für den Rest der gesetzlichen Tätigkeitsdauer der 
Personalvertretungsorgane erstreckt sich der Wirkungsbereich der beim 
Bundeskriminalamt, beim Einsatzkommando Cobra und beim Bundesamt für 
Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung am 31. Dezember 2013 
eingerichteten Dienststellenausschüsse weiterhin auch auf die jeweils aus diesen 
Bereichen der Sondereinheit Einsatzkommando Cobra/Direktion für 
Spezialeinheiten auf Dauer zugewiesenen Bediensteten, mit der Maßgabe, dass 
zuständige Dienststellenleiterin oder zuständiger Dienststellenleiter die jeweilige 
Leiterin oder der jeweilige Leiter der Sondereinheit Einsatzkommando 
Cobra/Direktion für Spezialeinheiten ist. 

 

Anhängige Verfahren bei der Personalvertretungs-Aufsichtskommission 
§ 42k. Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 210/2013 bei der Personalvertretungs-Aufsichtskommission anhängige 
Verfahren sind nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 210/2013 von der Aufsichtsbehörde fortzuführen. 
Erledigungen der Personalvertretungs-Aufsichtskommission gelten als 
entsprechende Erledigungen der Aufsichtsbehörde. Die Bestimmungen des 
Verwaltungsgerichtsbarkeits-Übergangsgesetzes, BGBl. I Nr. 33/2013, bleiben 
unberührt. Nach Beendigung des Verfahrens vor dem Verfassungsgerichtshof 
betreffend den Bescheid der Personalvertretungs-Aufsichtskommission ist das 
Verfahren von der Aufsichtsbehörde fortzusetzen. 

 

Organisatorische Maßnahmen anlässlich der Einrichtung der 
Personalvertretungsaufsichtsbehörde 

§ 42l. Die Maßnahmen, die für eine unverzügliche Aufnahme der Tätigkeit 
der Aufsichtsbehörde erforderlich sind (wie insbesondere die für die Bestellung 
der Mitglieder der Aufsichtsbehörde notwendigen organisatorischen und 
personellen Maßnahmen), können bereits mit Ablauf des Tages der Kundmachung 
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des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 82/2013 getroffen werden. 

Übergangsbestimmungen zur Novelle BGBl. I Nr. 58/2014 
Weiterführung der Geschäfte 

§ 42m. Für den Rest der gesetzlichen Tätigkeitsdauer der 
Personalvertretungsorgane 
 1. bleiben die gemäß § 11 Abs. 1 Z 8 in der bis zum 31. August 2014 

geltenden Fassung beim Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und 
Jugend eingerichteten Fachausschüsse in ihrem bisherigen 
Wirkungsbereich aufrecht, 

 2. bleibt der gemäß § 13 Abs. 1 Z 3 lit. d in der bis zum 31. August 2014 
geltenden Fassung bestehende Wirkungsbereich des beim 
Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur eingerichteten 
Zentralausschusses für Beamtinnen und Beamte an den Bundesmuseen 
und der Österreichischen Nationalbibliothek aufrecht, 

 3. bleiben die gemäß § 13 Abs. 1 Z 4 in der bis zum 31. August 2014 
geltenden Fassung beim Bundesministerium für Wissenschaft und 
Forschung eingerichteten Zentralausschüsse in ihrem bisherigen 
Wirkungsbereich aufrecht, 

 4. nehmen die gemäß § 13 Abs. 1 Z 6 in der bis zum 31. August 2014 
geltenden Fassung beim Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft eingerichteten 
Zentralausschüsse die ihnen zukommenden Aufgaben weiter wahr, 

 5. bleibt der gemäß § 13 Abs. 1 Z 7 in der bis zum 31. August 2014 
geltenden Fassung beim Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend 
eingerichtete Zentralausschuss in seinem bisherigen Wirkungsbereich aufrecht. 

 

§ 42n. Für den Rest der gesetzlichen Tätigkeitsdauer bleiben die zum 
Zeitpunkt der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 64/2016 beim 
Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl eingerichteten Dienststellenausschüsse 
und der für die Bediensteten des Bundesamts für Fremdenwesen und Asyl 
eingerichtete Fachausschuss in ihren bisherigen Wirkungsbereichen aufrecht. 

§ 42a. Für den Rest der gesetzlichen Tätigkeitsdauer bleiben die zum 
Zeitpunkt der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 64/2016 beim 
Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl eingerichteten Dienststellenausschüsse 
und der für die Bediensteten des Bundesamts für Fremdenwesen und Asyl 
eingerichtete Fachausschuss in ihren bisherigen Wirkungsbereichen aufrecht. 

§ 42o. (1) bis (4) … § 42b. (1) bis (4) … 
§ 42p. Für den Rest der laufenden gesetzlichen Tätigkeitsperiode bleibt der § 42c. (1) Für den Rest der laufenden gesetzlichen Tätigkeitsperiode bleibt 
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zum Zeitpunkt der Auflösung des Bezirkspolizeikommandos Eferding und der 
Übernahme von dessen Aufgabenbereich durch das Bezirkspolizeikommando 
Grieskirchen beim betroffenen Bezirkspolizeikommando Eferding eingerichtete 
Dienststellenausschuss für die Bediensteten des öffentlichen Sicherheitswesens in 
seinem bisherigen Wirkungsbereich aufrecht. 

der zum Zeitpunkt der Auflösung des Bezirkspolizeikommandos Eferding und 
der Übernahme von dessen Aufgabenbereich durch das Bezirkspolizeikommando 
Grieskirchen beim betroffenen Bezirkspolizeikommando Eferding eingerichtete 
Dienststellenausschuss für die Bediensteten des öffentlichen Sicherheitswesens in 
seinem bisherigen Wirkungsbereich aufrecht. 

(2) … (2) … 
§ 42q. … § 42d. … 
§ 42r. … § 42e. … 
§ 42s. (1) bis (3) … § 42f. (1) bis (3) … 
§ 42t. … § 42g. … 
§ 42u. (1) und (2) … § 42h. (1) und (2) … 
 Weiterführung der Geschäfte anlässlich der Trennung der Einsatz-Grenz- 

und Fremdenpolizeilichen Abteilungen (EGFA) bei den 
Landespolizeidirektionen 

§ 42i. Für den Rest der laufenden gesetzlichen Tätigkeitsperiode bleiben die 
zum 31. März 2019 für die Bediensteten der Einsatz-Grenz- und 
Fremdenpolizeilichen Abteilungen (EGFA) an den Bundesdienststellen der 
Landespolizeidirektionen eingerichteten Personalvertretungsorgane in ihrem 
jeweiligen bisherigen Wirkungsbereich aufrecht. 

ABSCHNITT VI ABSCHNITT VII 
§ 45. (1) bis (45) … § 45. (1) bis (45) … 
 (46) In der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2019, BGBl. I 

Nr. XXX/2019 treten in Kraft: 
 1. Abschnitt VI samt Überschrift, die neuen §§ 42a bis 42h und § 42i samt 

Überschrift sowie Abschnitt VII mit 1. April 2019; mit Ablauf des 
31. März 2019 treten die bisherigen § 42a, § 42b, §§ 42d bis 42g, § 42i 
und die §§ 42j bis 42m jeweils samt Überschriften außer Kraft, 

 2. § 41 Abs. 8 mit 1. Juli 2019, 
 3. der Titel, § 9 Abs. 1 lit. g, § 9 Abs. 2 lit. d, § 10 Abs. 3a, § 11 Abs. 1 Z 7, 

§ 12 Abs. 1 und 2, § 14 Abs. 1 und 2, § 15 Abs. 2 und § 20 Abs. 1 bis 4 
mit dem der Kundmachung folgenden Tag; mit Ablauf des Tages der 
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Kundmachung treten § 9 Abs. 2 lit. e, § 9 Abs. 3, § 12 Abs. 1 lit. e und 
§ 14 Abs. 1 lit. h außer Kraft. 
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